
Gespräche mit  
Demenzkranken
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Begegnungen möglichst
wertschätzend gestalten
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Belastungen durch 
steigende Mieten
Viele Menschen schränken 
sich laut SoVD-Umfrage ein

In einer alternden Gesellschaft wird der Pflegebedarf immer größer. Die anstehende Reform wird das System nur kurzfristig entlasten. 
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Kommission hat weitreichende Prüfaufträge und soll System zukunftsfest machen

Pflegeversicherung neu aufstellen
Das Bundeskabinett hat das 

Pflegeneuordnungsgesetz be-
schlossen und damit zumindest 
kurzfristig die Finanzierung des 
Systems gesichert. Über Struk-
turreformen in der Pflegeversi-
cherung berät nun eine Kommis-
sion, die im Oktober ihre Arbeit 
aufnahm. Der SoVD begrüßt, 
dass die Kommission auch über 
grundlegende Systemverände-
rungen beraten darf. Schon im 
Sommer 2027 sollen auf Basis 
ihrer Vorschläge neue Regeln 
bei der Pflege gelten. 

Das Riesenthema Pflege wird 
die Bundesregierung noch wei-
ter beschäftigen. Unmittelbar 
vor der entscheidenden Kabi-
nettssitzung Ende September 
gab es eine Einigung zum Pfle-
geneuordnungsgesetz (PNOG). 
Der Entwurf wirkt wie ein 
Pflaster zur kurzfristigen Be-
handlung. Die eigentlich not-
wendige Operation schiebt die 
Regierung allerdings weiter auf.

Mit höheren Beiträgen und 
einer Neuordnung der Leistun-
gen will die Bundesregierung 

die Pflegeversicherung erst ein-
mal finanziell stabilisieren. Zum 
1. Januar 2027 soll der Beitrags-
zuschlag für Kinderlose um 0,3 
Prozentpunkte auf 0,9 Prozent 
steigen. Zusätzlich steigt die 
Beitragsbemessungsgrenze um 
300 Euro monatlich. Der Refe-
rentenentwurf sah ursprünglich 
eine noch höhere Steigerung 
vor. 

Auch auf der Leistungsseite 
sind größere Änderungen ge-
plant. Pflegegeld und ambu-
lante Sachleistungen für die 

Pflegegrade 2 bis 5 sollen in 
neuen Budgets gebündelt und 
erhöht werden. Daraus soll die 
Pflegeversicherung allerdings  
Leistungen finanzieren, für die 
bisher eigenständige Ansprü-
che bestehen. Pflegebedürftige 
und ihre Angehörigen sollen 
dadurch flexibler entscheiden 
können, wofür sie die verfügba-
ren Mittel einsetzen.

Änderungen sind außerdem 
bei der Einstufung in die Pfle-
gegrade 1 bis 3 vorgesehen. 

� Seiten 6 + 7
Sport hat Signalwirkung

Rekordzahlen beim  
SoVD-Inklusionslauf

Wer krank ist, braucht Hilfe – 
und zwar rechtzeitig! Doch leider 
warten gesetzlich Versicherte oft 
monatelang auf einen Facharzt-
termin, während dieser für Privat-
versicherte nicht selten innerhalb 
weniger Tage verfügbar ist. Auch 
innerhalb der Koalition wird des-
halb seit Längerem über eine Ter-
mingarantie diskutiert.

Wir im SoVD sind davon über-
zeugt, dass für einen gerechten 
Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung grundlegende Verände-
rungen im Gesundheitssystem 
notwendig sind. Dafür müssen 

vor allem Ursachen für die immer 
länger werdenden Wartezeiten 
konsequenter angegangen wer-
den. Und das bedeutet aus unse-
rer Sicht: Statt Versicherte durch 
höhere Beiträge, weitere Zuzah-
lungen oder Einschränkungen 
der übernommenen Leistungen 
noch stärker zu belasten, muss 
hierzu der Bund seinen finanziel-
len Verpflichtungen in größerem 
Umfang nachkommen als bis-
lang. Auch die Pharmaindustrie 
ist stärker an der Finanzierung 
unseres Gesundheitssystems zu 
beteiligen. 

Die geplante Sparreform löst 
die grundlegenden Probleme 
nicht. Um es klar zu sagen: Ge-
rechte Terminvergabe bedeutet 
nicht, dass alle gleich lange war-
ten, sondern dass Patient*innen 
entsprechend ihrer medizini-
schen Notwendigkeit behandelt 
werden. Aus unserer Sicht ist die-
ses Ziel langfristig nur durch eine 
solidarische Bürgerversicherung 
zu erreichen, in die alle Menschen 
einzahlen.

� Michaela Engelmeier
� SoVD-Vorstandsvorsitzende

Würdigung für 
großes Engagement
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Pflegeversicherung neu aufstellen
Kommission hat weitreichende Prüfaufträge und soll System zukunftsfest machen

Bundesgesundheitsminister Carsten Linnemann steht vor der Auf-
gabe, die Pflegeversicherung zu reformieren und zu stabilisieren. 

Fortsetzung von Seite 1

Der SoVD ist gegen Kürzungen 
bei der Ersatzpflege.
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Doch keine Kürzung der Rentenbeiträge 
Millionen Angehörige kümmern sich um Pflegebedürftige in deren Zuhause. Ihnen drohte zuletzt ein erhöhtes Risiko für Altersarmut. 

Ursächlich war ein im Sommer vorgelegter Referentenentwurf, der eine Kürzung der Rentenbeiträge der Pflegeversicherung für nicht 
erwerbsmäßig Pflegende ab 2027 vorsah. Nach scharfer Kritik des SoVD und weiterer Verbände kündigte der neue Bundesgesundheits-
minister Carsten Linnemann an, diese Pläne nicht umzusetzen. Der SoVD begrüßt den Sinneswandel ausdrücklich. 

„Eine Kürzung der Renten-
anteile für pflegende Ange-
hörige wäre unverständlich 
und ein fatales Signal gewe-
sen, da die Angehörigenpflege 
eine unverzichtbare Säule der 
pflegerischen Versorgung in 
Deutschland darstellt“, sagte 
die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier. „Die 
Absenkung der Rentenanteile 
hätte das Risiko pflegebeding-
ter Altersarmut erhöht“, so En-
gelmeier weiter. „Vor allem aber 
widerspräche dies deutlich der 
notwendigen gesellschaftli-
chen Wertschätzung für pfle-
gende Angehörige!“

In Deutschland gibt es mehr 
als sechs Millionen Leistungsbe-
ziehende in der sozialen und pri-
vaten Pflegeversicherung. Das 
geht aus Daten hervor, die das 
Bundesgesundheitsministeri-
um im Juli 2026 veröffentlichte. 
Dazu zählen laut Presseberich-
ten knapp 771.000 Bedürftige 
in stationärer Behandlung und 
140.000 in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe. Ein Großteil 
aller Pflegebedürftigen wird zu 
Hause versorgt. 

Auf Angehörigen und Be-
kannten, die diese herausfor-
dernde und kräftezehrende Ar-
beit leisten, lastet eine enorme 
Verantwortung. Oft müssen sie 
zudem Arbeitsstunden reduzie-
ren, um die häusliche Pflege 
leisten zu können. Dementspre-
chend fließen weniger Beiträge 
in die gesetzliche Rentenversi-
cherung, weshalb sich in der 

Folge auch die Ansprüche auf 
spätere Altersbezüge verrin-
gern. Bislang sprang in solchen 
Fällen oftmals die Pflegekasse 
ein; doch nun sollten 2027 die 
Werte laut Referentenentwurf 
abgesenkt werden. 

Im Rahmen der Pflegereform, 
die das Bundeskabinett am 30. 
September beschlossen hat, 
verzichtete Bundesgesund-

SoVD begrüßt die Kehrtwende bei der Pflegeversicherung für pflegende Angehörige

heitsminister Carsten Linne-
mann (CDU) auf die ursprüng-
lich geplanten Einsparungen 
bei den Rentenansprüchen für 
nicht erwerbsmäßig pflegen-
de Angehörige. Kaum im Amt, 
kündigte er an, die an die-
ser Stelle vorgesehenen Ein-
schnitte wieder zurückzuneh-
men. Die lautstarke Kritik des 
SoVD und anderer Verbände 
wie auch die öffentliche De-
batte zeigten somit Wirkung. 
Die Pflegeversicherung wird 
also auch zukünftig die Ren-
tenversicherungsbeiträge für 
pflegende An- und Zugehörige 
übernehmen. 

So begrüßenswert diese 
Kehrtwende für Betroffene ist, 
fordert der SoVD dennoch eine 
systemgerechte Finanzierung 
aus Steuermitteln. Die Vor-
standsvorsitzende Michaela En-
gelmeier sieht dabei an erster 
Stelle den Bund in der Pflicht. 
Sie erklärte: „Hier geht es um 
eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, deren Kosten nicht bei 
pflegebedürftigen Menschen 
und den Beitragszahlenden 
landen dürfen.“ � veo

Pflegende Angehörige können nach Intervention des neuen Ge-
sundheitsministers für ihre Leistungen weiter Rentenpunkte sam-
meln. Der SoVD begrüßt die Entscheidung mit Nachdruck. 
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Verhinderungspflege erhalten 

Angehörige
brauchen
Entlastung

Unter großer Medienresonanz 
forderte der SoVD, die Verhin-
derungspflege zu erhalten und 
pflegende Angehörige verläss-
lich zu entlasten. Hintergrund 
ist die geplante Streichung 
als eigenständige Leistung im 
Pflegeneuordnungsgesetz. Der 
gemeinsame Jahresbetrag für 
Verhinderungs- und Kurzzeit-
pflege, der erst zum 1. Juli 2025 
eingeführt worden war, soll da-
mit wieder entfallen. Die bishe-
rigen Mittel will man fortan auf 
verschiedene Budgets verteilen. 

Der SoVD kritisiert, dass die 
neue Verlagerung für pflegende 
Angehörige zu einer faktischen 
Kürzung führen kann, weil die 
Mittel für die Ersatzpflege nicht 
mehr zusätzlich zur Verfügung 
stehen, sondern das Budget 
für die laufende häusliche Ver-
sorgung entsprechend verrin-
gern. Von Nachteil ist das vor 
allem für Familien, die bei der 
Ersatzpflege auf Personen aus 
der Nachbarschaft sowie aus 
dem Verwandten- oder Freun-
deskreis setzen und dafür eine 
eigenständige, flexibel nutzbare 
Leistung benötigen.

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier stellt hier-
zu klar: „Wer pflegenden Ange-
hörigen den finanziellen Spiel-
raum für dringend notwendige 
Auszeiten nimmt, spart am völlig 
falschen Ende.“ Denn gerade An-
gehörige, so Engelmeier weiter, 
übernähmen häufig über viele 
Jahre große Verantwortung und 
müssten daher die Möglichkeit 
haben, sich zu erholen, wichtige 
Termine wahrzunehmen oder 
sich für einige Tage vertreten zu 
lassen. Ersatzpflege dürfe somit 
nicht zulasten der laufenden 
häuslichen Pflege gehen.

Der SoVD fordert, Tages- und 
Verhinderungspflege, ambulan-
te Dienste, Beratung und die 
Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf weiter zu stärken statt 
Unterstützungsangebote einzu-
schränken. � veo

Hier ist geplant, die Zugangs-
schwellen anzuheben. Für 
Menschen, die bereits einen 
Pflegegrad haben, gilt laut Ge-
sundheitsministerium jedoch 
Bestandsschutz. Der bisherige 
Entlastungsbetrag soll ab Pfle-
gegrad 2 durch ein sogenann-
tes Sozialraumbudget ersetzt 
werden. Bei Pflegegrad 1 wird 
der Entlastungsbetrag dagegen 
entfallen.

Positiv ist aus Sicht des SoVD, 
dass die scharfe Kritik des Ver-
bandes an der geplanten Kür-
zung der Rentenbeiträge für 
pflegende Angehörige Wirkung 
zeigte und im Beschluss nicht 
mehr auftaucht. Auch die hö-
heren Leistungszuschläge im 
Pflegeheim bleiben in ihrer 
jetztigen Form erhalten.

Insgesamt bewertet der SoVD 
den Entwurf weiterhin kritisch. 
Die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier betont: 
„Trotz wichtiger Korrekturen 
bleibt das Gesetz damit in we-
sentlichen Teilen ein Spar- und 
Mehrbelastungsgesetz – auf 
Kosten der Pflegebedürftigen 
und ihrer Angehörigen.“ Der vor-

liegende Kabinettsbeschluss ist 
noch nicht das endgültige Ge-
setz, es sind also noch Änderun-
gen möglich.

Dass die Bundesregierung 
außerdem eine Kommission 
einsetzte, liegt daran, dass die 
vorgesehenen Maßnahmen ab-
sehbar nicht ausreichen wer-
den, um die Pflegeversicherung 
auf Dauer zu finanzieren. Die 
Kommission soll deshalb Vor-
schläge erarbeiten, um eine 

gute pflegerische Versorgung 
auch in den Jahren nach 2030 
sicherzustellen, die Finanzie-
rung nachhaltig zu gestalten 
und den allgemeinen Beitrags-
satz stabil zu halten. Zu den 
Aufgaben der 13 Expert*innen 
unter dem Vorsitz von Georg 
Cremer und Gabriele Kuhn-Zu-
ber gehört auch, die Ausgaben-
entwicklung der sozialen und 
privaten Pflegeversicherung zu 
analysieren. 

Außerdem sollen sie Maß-
nahmen für eine nachhaltige 
und bedarfsgerechte Finan-
zierung, eine effizientere und 
bessere Pflegeversorgung so-
wie eine bessere Verzahnung 
von Prävention, Rehabilitation, 
akutmedizinischer und pflege-
rischer Versorgung vorschlagen. 
Der Zeitplan erscheint dabei 
ambitioniert. Bereits bis Ende 
Januar erwartet die Regierung 
ihre Vorschläge, zum 1. Juli 
2027 soll das darauf aufbauen-
de Pflegegesetz in Kraft treten.

Der SoVD hat große Erwar-
tungen an die Kommission. 
Er begrüßt, dass der offen 
formulierte Auftrag an die 
Expert*innen auch Raum dafür 
bietet, über einen Finanzaus-
gleich zwischen sozialer und 
privater Pflegeversicherung 
zu beraten. Außerdem soll die 
Kommission untersuchen, in 
welchem Umfang die soziale 
Pflegeversicherung gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben als 
versicherungsfremde Leistun-
gen bezahlt und ob und wie 
diese sachgerecht finanziert 
werden können.

� Sebastian Triesch
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Anträge bis Jahresende stellen 

Einschnitte 
bei Teilrente

Das GKV-Beitragssatzstabi-
lisierungsgesetz – häufig als 
BStabG oder allgemeine Kran-
kenkassen-Reform bezeichnet 
– führt ab 2027 zu spürbaren 
finanziellen Einschnitten und 
gesetzlichen Änderungen für 
Rentner*innen.

Arbeitende Rentner*innen, die 
eine Altersrente als Teilrente be-
ziehen, sind durch das Gesetz be-
sonders stark betroffen. Bislang 
bestand für sie die Möglichkeit, 
eine Teilrente in Höhe von 99,99 
Prozent zu beziehen, um bei ei-
ner Weiterbeschäftigung den 
vollen gesetzlichen Anspruch 
auf Krankengeld zu behalten.

Ab dem 1. Januar 2027 ist dies 
nicht mehr möglich: Der Kran-
kengeldanspruch entfällt künf-
tig vollständig, sobald die bezo-
gene Alters-Teilrente mehr als 
zwei Drittel (66,66 Prozent) der 
Vollrente beträgt. Wer im Job 
bei längerer Krankheit finan-
ziell abgesichert sein möchte, 
darf daher eine Teilrente von 
maximal 66,66 Prozent bezie-
hen. Ein gleichzeitiger Bezug 
von 99,99 Prozent Teilrente und 
Krankengeld ist damit nicht 
mehr möglich. Eine Umstellung 
der Teilrente oder der Wechsel 
in eine Vollrente kann jederzeit 
für die Zukunft bei der Renten-
versicherung online auf www.
deutsche-rentenversicherung.
de unter „Online-Services“ oder 
schriftlich beantragt werden. 
Soll die Änderung zum 1. Ja-
nuar 2027 erfolgen, muss der 
Wunsch auf Umstellung spätes-
tens am 31. Dezember 2026 bei 
der Deutschen Rentenversiche-
rung (DRV) eingegangen sein. 
� Quelle: drv

Am 7. Oktober konnte SoVD-
Referent Florian Schönberg im 
Rahmen einer öffentlichen An-
hörung die SoVD-Forderungen 
in den Gesundheitsausschuss 
des Deutschen Bundestages 
einbringen. Im Mittelpunkt 
standen geplante Änderungen 
am GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz. Dieses soll die 
Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) 
begrenzen und die Beiträge ab 
2027 stabilisieren. 

Aus Sicht des SoVD ist ent-
scheidend, dass Einsparungen 

GKV: SoVD zu 
Anhörung im 
Bundestag

nicht zulasten von Versicher-
ten gehen und eine gute me-
dizinische Versorgung für alle 
Patient*innen gewährleistet 
bleibt. 

Dass die Krankenkassen 
künftig doch wieder verpflich-
tet werden sollen, Versicher-
te individuell über steigende 
Zusatzbeiträge zu informieren, 
befürwortet der SoVD. 

Auch die schnellere Hilfe bei 
dringendem Psychotherapie-
bedarf sei positiv zu bewerten, 
da sie den Zugang zur Behand-
lung verbessern könne. Dafür 
brauche es allerdings auch 
transparente Kriterien und aus-
reichend Therapieplätze. Der 
SoVD begrüßt zudem die Fi-
nanzierung der Behandlungen 
von Kindern und Jugendlichen 
außerhalb der regulären Ver-

gütungsbudgets. Gleichzeitig 
darf aus SoVD-Sicht die Neu-
ordnung der Vergütung psy-
chotherapeutischer Leistungen 
aber nicht dazu führen, dass Be-
handlungskapazitäten einge-
schränkt werden oder sich die 
ohnehin schon langen Warte-
zeiten noch weiter verlängern.

Die geplante Wiedereinfüh-
rung von Ausschreibungen bei 
Hilfsmitteln lehnt der SoVD 
entschieden ab. Qualität, indi-
viduelle Bedürfnisse und eine 
wohnortnahe Versorgung dürf-
ten nicht dem Preiswettbewerb 
zum Opfer fallen.

Nicht zu tolerieren seien 
außerdem Kostenrisiken bei 
Zweitmeinungen: „Es darf nicht 
sein, dass Patient*innen selbst 
für medizinisch notwendige 
Eingriffe zahlen müssen, nur 

SoVD im Gespräch
weil ein Nachweis über eine 
Zweitmeinung fehlt“, betonte 
Schönberg. 

Auch die sogenannte „Teil-
krankschreibung“ lehnt der 
SoVD ab. Für erheblichen Druck 
auf Patient*innen würden über-
dies erweiterte Kontaktmög-
lichkeiten der Krankenkassen 
beim Krankengeld ohne vorhe-
rige Einwilligung sorgen. 

Generell bemängelt der 
Verband, dass die gesetzliche 
Krankenversicherung unzurei-
chend solidarisch finanziert 
sei. Die geplante Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze 
gehe nicht weit genug. Auch bei 
der Finanzierung der Gesund-
heitsversorgung von Grundsi-
cherungsbeziehenden müsse 
der Bund mehr Verantwortung 
übernehmen.

Vertrat als Experte die SoVD-
Positionen im Gesundheits-
ausschuss des Bundestages: 
Florian Schönberg, Referent 
der Abteilung Sozialpolitik des 
SoVD-Bundesverbandes.

Foto: Screenshot von bundestag.de 

Ziel muss eine bessere Versorgung sein
Reformen über Reformen – viele betreffen aktuell das Gesundheitssystem. Eine überfällige beschloss der Bundestag Mitte Oktober: 

neue Regeln für die Notfallversorgung, oft Notfallreform genannt. Denn Rettungsdienste sowie die Notaufnahmen oder Rettungsstellen 
(„Erste Hilfen“) der Krankenhäuser sind überlastet, in Großstädten wie auf dem Land. An einer Umstrukturierung strickten schon drei 
Bundesregierungen. Ein Entwurf der Ampelkoalition scheiterte 2024 knapp an deren Bruch. Nun griff das Gesundheitsministerium der 
Großen Koalition ihn auf und brachte das Gesetz mit Stimmen der Grünen durch. Die längst nötige Reform ist grundsätzlich zu begrüßen.

Überlastete Notaufnahmen und Rettungsdienste: Reform regelt Strukturen neu 

„Gut, dass die Notfallversor-
gung nun endlich reformiert 
wird, denn die Neugestaltung ist 
in den letzten Jahren zu oft ver-
schoben worden“, meint SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier. „Jetzt muss sie zü-
gig und konsequent im Sinne 
der Patienten und Patientinnen 
umgesetzt werden. Hilfesuchen-
de brauchen einen verlässlich 
erreichbaren Bereitschaftsdienst 
und ausreichend ambulante Be-
handlungsangebote.“ 

Die Strukturreform soll Not-
aufnahmen und Rettungsdiens-
te entlasten, effizienter machen 
und Patient*innen in die richti-
ge Behandlungsebene steuern. 
Denn laut Schätzungen sind in 
Notaufnahmen rund ein Drittel 
keine Not-, sondern Bagatell-
fälle. Diese wären etwa an Be-
reitschaftspraxen zu vermitteln.

Einschätzung: Wie dringend 
ist es, wer ist zuständig?

Dazu gehört Telefon-Triage. 
Der Notruf 112 und die Nummer 
des ärztlichen Bereitschafts-
dienstes, 116 117, werden ver-
netzt. Eine standardisierte Ab-
frage leitet Anrufende an den 
richtigen Dienst weiter. Die Vor-
gaben zur Erreichbarkeit findet 
der SoVD ungenügend: Bei 75 
Prozent der Anrufe muss es bin-
nen drei Minuten klappen, bei 
95 Prozent in zehn Minuten.

Manche Kliniken sollen „In-
tegrierte Notfallzentren“ (INZ) 
aufbauen, auch für Kinder und 

Jugendliche (KINZ). Das sind 
zentrale Anlaufstellen mit einer 
Ersteinschätzungsstelle, einer 
Notdienstpraxis und der regu-
lären Notaufnahme. Auch sie 
filtern Fälle nach Dringlichkeit.

Der Rettungsdienst wird im 
Sozialgesetzbuch (SGB) V ver-
ankert, für Rechts- und Finan-
zierungssicherheit. Und eine 
Behandlung vor Ort geht vor 
unnötigen Transporten. 

SoVD fordert, Umsetzung an 
Patient*innen zu orientieren

All das findet der SoVD rich-
tig, wenn die Versorgung funk-
tioniert und besser wird. Dass 
Rettungsdienste, Bereitschafts-
dienste und Notaufnahmen 
stärker zusammenarbeiten, 
sieht er als wichtigen Schritt. 

Problematisch sei aber etwa, 
dass künftig 15 Euro Zuzahlung 
zur Notfallrettung anfallen. Fi-
nanzielle Hürden könnten drin-
gend nötige Hilferufe verzögern.

Vor allem muss Hilfe greifen. 
Engelmeier fordert: „Die Not-
fall- und Akutversorgung muss 
flächendeckend und rund um 
die Uhr in der Lage sein, Hilfe-
suchende unmittelbar und ziel-
gerichtet bedarfsgerecht zu ver-
sorgen. Die Reform und deren 
Umsetzung müssen patienten-
gerecht und von den Betroffe-
nen aus gedacht werden, denn 
sie sind als medizinische Laien 
in einer persönlichen Ausnah-
mesituation.“ Deshalb brauche 
es verständliche Informationen, 
Barrierefreiheit und eine sichere 
medizinische Ersteinschätzung. 

Geändertes GKV-Sparpaket 
– stabile Zusatzbeiträge?

Angehängt an die Notfallre-
form und mitbeschlossen sind 
etliche Nachbesserungen am 
seit Juli geltenden GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz 
(BStabG). Es hatte viel Kritik als 
reines Spargesetz geerntet, auch 
vom SoVD. Lob und Bedenken zu 
den Änderungen trug der Ver-
band im Gesundheitsausschuss 
vor, kurz vor der Abstimmung im 
Bundestag (siehe Beitrag unten). 

Eine gut klingende Nachricht 
brachten die Korrekturen gleich 
mit sich: Die Zusatzbeiträge der 
Kassen sollen 2027 stabil blei-
ben. Wegen des GKV-Finanzde-
fizites galt zuvor eine heftige 
Erhöhung als sicher. Nun pro-
gnostizierte der Schätzerkreis, 
die 2,9 Prozent seien zu halten.

Doch das ist nur ein Durch-
schnitt und Richtwert. Der 
echte Wert ist bei vielen Kran-
kenkassen bereits höher. Die 
vermeintliche Stabilität ist aus 
SoVD-Sicht eine Mogelpackung, 
nicht nachhaltig finanziert und 
teuer erkauft – mit Leistungs-
kürzungen und höheren Kosten 
für Versicherte an anderen Stel-
len, zum Beispiel durch mehr 
Zuzahlungen.

Alle SoVD-Positionen zum „Ge-
setz zur Reform der Notfallversor-
gung – Folgeregelungen zum GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz“ 
stehen auf www.sovd.de unter 
„Medien“ bei „Stellungnahmen“. 
� Eva Lebenheim

Volle Rettungsstellen, Personalmangel, lange Wartezeiten und zu 
viele Bagatellfälle: Kliniken und Notdienste brauchen Entlastung.

Foto: Philipp von Ditfurth / picture-alliance / dpa
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Wie gerecht ist eine Erbschaftsteuer, die Privatvermögen belas-
tet, große Unternehmensvermögen aber weitgehend verschonen 
kann? Darüber verhandelte das Bundesverfassungsgericht am 
12. und 13. Oktober. Ein Mann, der von seiner Tante Aktien und 
Immobilien erbte, sieht sich gegenüber Unternehmenserb*innen 
benachteiligt. Das Gericht prüft, ob die unterschiedlichen Regeln 
mit dem Gleichheitssatz vereinbar sind. 

Begünstigtes Betriebsvermögen kann unter Voraussetzungen 
wie der Fortführung des Unternehmens und dem Erhalt der Lohn-
summe zu 85 Prozent oder sogar vollständig steuerfrei übertragen 
werden. Bei Erbschaften über 26 Millionen Euro kann eine so-
genannte Verschonungsbedarfsprüfung zum Steuererlass führen, 
wenn das verfügbare Vermögen zur Zahlung nicht ausreicht. Das  
soll Unternehmen und Arbeitsplätze schützen. 

Kritiker*innen bemängeln jedoch, dass diese Ausnahmen bei 
großen Vermögen faktisch zur Regel würden. Das Netzwerk Steu-
ergerechtigkeit verweist auf Gestaltungsmöglichkeiten: Erb*innen 
könnten Privatvermögen in begünstigtes Betriebsvermögen um-
wandeln oder Unternehmen auf Kinder übertragen, die noch kein 
eigenes Vermögen besitzen. Dadurch schützten die Vergünstigun-
gen vor allem den Reichtum der Erb*innen.

Gerichtspräsident Stephan Harbarth betonte, die gleichmäßige 
steuerliche Belastung berühre das Gerechtigkeitsempfinden vie-
ler Menschen. In der Verhandlung ging es deshalb auch darum, 
ob Unternehmen ohne Steuerbefreiungen tatsächlich gefährdet 
wären und welchen Beitrag die Erbschaftsteuer zum Abbau der 
ungleichen Vermögensverteilung leisten kann. Ein Urteil wird An-
fang 2027 erwartet. 

Für den SoVD besteht grundlegender Reformbedarf. „Es ist nicht 
hinnehmbar, dass sehr große Vermögen bei der Erbschaftsteuer 
weitreichende Privilegien genießen, während Menschen mit klei-
nen und mittleren Einkommen immer stärker belastet werden“, 
erklärt die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier ge-
genüber Ippen.Media. Sie fordert, Privilegien bei großen Unter-
nehmensvermögen zu beenden, durchschnittliche Erbschaften zu 
schützen und sehr große Vermögen stärker an der Finanzierung 
des Gemeinwesens zu beteiligen. Zudem fordert der SoVD die 
Wiedereinführung der Vermögensteuer. Engelmeier betont: „Wer 
ständig über Kürzungen beim Sozialstaat spricht, muss endlich 
auch die Einnahmeseite in den Blick nehmen.“� str

Karlsruhe verhandelt 
über Erbschaftsteuer

Verfahren am Bundesverfassungsgericht – Urteil 2027

Für Unternehmenserbschaften fallen deutlich weniger Steuern 
an als für andere Erbschaften. Das Bundesverfassungsgericht prüft, 
ob diese Ausnahmen rechtens sind. Sollte der Kläger Recht bekom-
men, müsste die Politik schnell nachsteuern. Der SoVD fordert, 
ungerechte Privilegien abzubauen. 

Frauenpolitik braucht Zusam-
menhalt. So gab es am 22. Sep-
tember einen guten Austausch 
des SoVD mit dem Deutschen 
LandFrauenverband e. V. (dlv) 
über aktuelle Themen, die Frau-
en bewegen. SoVD-Vorstands-
vorsitzende Michaela Engel-
meier und die stellvertretende 
Abteilungsleiterin Sozialpolitik, 
Dr. Simone Real, trafen sich sei-
tens des dlv mit Präsidentin Pe-
tra Bentkämper und Hauptge-
schäftsführerin Daniela Ruhe. 

Das Gespräch machte ganz 
deutlich: Gerade, wenn Politik 

Austausch mit 
Landfrauen zur 
Frauenpolitik

Machen sich gemeinsam stark für die Interessen von Frauen, v. li.: 
Dr. Simone Real, stellvertretende Leiterin der Abteilung Sozialpoli-
tik und frauenpolitische Referentin des SoVD, Michaela Engelmeier, 
SoVD-Vorstandsvorsitzende, Petra Bentkämper, Präsidentin Deut-
scher LandFrauenverband, und Daniela Ruhe, Hauptgeschäftsfüh-
rerin Deutscher LandFrauenverband (dlv).

Foto: SoVD 

und Gesellschaft aktuell über 
Sparmaßnahmen und Kürzun-
gen sprechen, dürfen deren 
Auswirkungen auf Frauen nicht 
aus dem Blick geraten. 

Ob Pflege von Angehörigen, 
Betreuung von Kindern oder 
Unterstützung von Alleinerzie-
henden – Frauen übernehmen 
noch immer einen großen Teil 
der Sorgearbeit. Werden staat-
liche Leistungen gekürzt, ver-
schwindet der Unterstützungs-
bedarf nicht. Die Belastungen 
verlagern sich vielmehr dort-
hin, wo sie aufgefangen wer-
den müssen: in die Familien 
und vielfach auf die Schultern 
von Frauen.

Darum sei es jetzt so be-
sonders wichtig, miteinander 
im Gespräch zu bleiben, Er-
fahrungen auszutauschen und 

gemeinsam für die Interessen 
von Frauen einzustehen, darü-
ber war man sich einig. „Denn 
Solidarität bedeutet auch: Wir 
lassen Frauen mit ihren Heraus-
forderungen nicht alleine“, be-
tonten Engelmeier und Dr. Real. 

Der 1948 gegründete Land-
Frauenverband ist der größte 
Verband für Frauen im ländli-
chen Raum und ihre Familien 
in Deutschland. Er setzt sich 
für die Rechte von Frauen auf 
dem Land und für den Berufs-
stand der Bäuerinnen ein. Da-
bei kämpft er auch für mehr 
Lebensqualität: etwa für bes-
sere Arbeitsbedingungen, eine 
intakte Infrastruktur, Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
und gesellschaftliche Teilhabe. 
Mehr Infos stehen online auf: 
www.landfrauen.info.

SoVD im Gespräch

Schneller zum Arzttermin?
Dass Privatversicherte deutlich schneller Termine bei Ärzt*innen erhalten als gesetzlich Versicherte, 

halten viele Menschen für ungerecht. Bundesgesundheitsminister Carsten Linnemann soll hier aktiv 
werden. Der SoVD fordert ein Ende des Mehrklassensystems in der medizinischen Versorgung. 

Bundeskanzler Friedrich Merz 
(CDU) sprach nach den Land-
tagswahlen im September viel 
über „Gerechtigkeit“ und dar-
über, wie sich das Gerechtig-
keitsgefühl der Menschen ver-
bessern ließe. Für viele – auch 
in seiner eigenen Partei – über-
raschend, veranschaulichte er 
das an den unterschiedlichen 
Wartezeiten für Arzttermine für 
gesetzlich und privat Versicher-
te. Damals sagte er: „Wenn sich 
in der Bevölkerung der Eindruck 
verfestigt, dass diejenigen, die 
privat versichert sind, sofort 
jede Leistung bekommen und 
diejenigen, die gesetzlich kran-
kenversichert sind, Wochen und 
Monate darauf warten müssen, 
dann ist das genau ein solches 
Gerechtigkeitsproblem.“ Er kün-
digte an, daran etwas ändern zu 
wollen. 

Weniger Wartezeit für
Termine bei Fachärzt*innen

Nach einiger Aufregung be-
eilte sich die CDU, klarzustel-
len, dass damit keinesfalls ein 
Ende des Systems von gesetz-
licher und privater Krankenver-
sicherung gemeint gewesen sei. 
Was sich konkret ändern solle, 
um den Menschen zu schnelle-
ren Arztterminen zu verhelfen, 
blieb ebenso unklar. 

Etwas spezifischer äußerte 
sich der CDU-Fraktionsvorsit-
zende Thorsten Frei dann Mitte 
Oktober. Gegenüber dem Kölner 
Stadtanzeiger erklärte er: „Alle 
Versicherten müssen in vertret-
barer Frist einen Facharzttermin 

bekommen.“ Er kündigte weiter 
an, dass Bundesgesundheits-
minister Carsten Linnemann 
(CDU) Vorschläge präsentieren 
werde, um die Versorgung zu 
verbessern. 

SoVD: Bedarfsgerechte
Versorgung sicherstellen

Der SoVD wartet gespannt 
darauf, wie diese Vorschläge 
aussehen werden und ob sie 
die fachärztliche Versorgung 
verbessern. Die SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela 
Engelmeier erklärte dazu ge-
genüber der dpa: „Wir nehmen 
Thorsten Frei hier beim Wort: 
Denn wer medizinische Hilfe 
braucht, darf nicht monatelang 
auf fachärztliche Behandlung 
warten müssen. Während ge-
setzlich Versicherte teilweise 
monatelang warten, bekommen 

Privatversicherte oft innerhalb 
weniger Tage einen Termin. Wir 
brauchen endlich eine faire, be-
darfsgerechte Versorgung ohne 
Mehrklassensystem.“ 

Weiter kritisiert sie, dass die 
beschlossene Reform der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung in erster Linie zu Mehr-
belastungen der Versicherten 
führe. Nötig sei stattdessen 
eine Finanzierung, bei der der 
Bund seinen Verpflichtungen 
nachkomme. „Aus SoVD-Sicht 
kann hier am Ende nur eine so-
lidarische Bürgerversicherung 
stehen, in die alle einzahlen. 
Bis dahin müssen die unter-
schiedlich gelagerten Risiken 
durch einen Finanztransfer zwi-
schen privater und gesetzlicher 
Krankenversicherung ausge-
glichen werden“, so die SoVD-
Vorstandsvorsitzende.� str

Friedrich Merz will mehr „Gerechtigkeit“ bei medizinischer Versorgung

Wer es bis ins Wartezimmer geschafft hat, darf sich glücklich schät-
zen. In der fachärztlichen Praxis kann das Monate dauern. 

Foto: cwzahner / Adobe Stock
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Wohnen wird für immer mehr 
Menschen zur finanziellen Be-
lastung. Nicht zuletzt die Wahl-
ergebnisse in Berlin zeigen, 
dass bei diesem Thema gro-
ßer Unmut in der Gesellschaft 
herrscht. Eine Umfrage im Auf-
trag des SoVD beziffert, wie 
sehr die Menschen unter hohen 
Wohnkosten leiden und welche 
konkreten Auswirkungen das 
auf ihren Lebensweg hat. Dem-
nach müssen sich 53 Prozent 
der befragten Mieter*innen in 
anderen Lebensbereichen Ab-
striche machen, um ihre Kos-
ten der Unterkunft bezahlen zu 
können. 18 Prozent berichten 
sogar von sehr starken Ein-
schränkungen.

Hohe Wohnkosten mit 
weitreichenden Folgen

Besonders deutlich zeigt sich 
die Belastung bei jungen Men-
schen. Von den 18- bis 29-jäh-
rigen Mieter*innen müssen 
sich mehr als zwei Drittel stark 
einschränken, bei den 30- bis 
39-Jährigen sind es 60 Prozent. 
Mit zunehmendem Alter sinkt 
dieser Anteil, liegt bei den über 
65-Jährigen aber immer noch 
bei 40 Prozent.

Für die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 

sind die Ergebnisse alarmie-
rend: „Wenn sich mehr als die 
Hälfte der Mieterinnen und 
Mieter stark einschränken muss, 
nur um Miete und Nebenkosten 
bezahlen zu können, läuft bei 
der Bezahlbarkeit des Wohnens 
etwas grundlegend schief.“

Die Umfrage zeigt auch, dass 
hohe Wohnkosten nicht nur 
den finanziellen Spielraum 
einschränken, sondern tief in 
die persönliche Lebensplanung 
eingreifen. Fast die Hälfte der 
Befragten hat konkrete Pläne 
verändert oder aufgegeben. 
27 Prozent mussten ihre Woh-
nungswahl anpassen, fast jede*r 
Fünfte die Wahl des Wohnortes. 
Zehn Prozent haben sogar ihre 
Familienplanung geändert.

Stark betroffen sind jünge-
re Menschen: Von den 18- bis 
29-Jährigen haben 40 Prozent 
ihre Wohnungswahl und 30 
Prozent ihre Wohnortwahl we-
gen hoher Kosten verändert. 
Jede fünfte Person dieser Al-
tersgruppe musste Pläne für 
den Auszug aus dem Elternhaus 
aufgeben oder ändern. Bei den 
30- bis 39-Jährigen hat fast ein 
Viertel ihre Entscheidung über 
Nachwuchs angepasst.

„Wohnen ist damit längst 
nicht mehr nur eine Frage der 

Bezahlbarkeit, sondern auch 
der sozialen Sicherheit und 
der Freiheit, das eigene Leben 
planen zu können“, betont En-
gelmeier.

Auffällig sind zudem Unter-
schiede zwischen Frauen und 
Männern. Unter den Befragten 
mit Kindern im Haushalt geben 
gut ein Viertel der Frauen an, 
ihre weitere Familienplanung 
wegen hoher Wohnkosten ver-
ändert zu haben. Bei Männern 
mit Kindern sind es 13 Prozent.

Hohe Mieten auch
außerhalb der Großstädte

Fast die Hälfte der befragten 
Mieter*innen empfindet ihre 
aktuelle Miete im Verhältnis zur 
Wohnung als zu hoch. Bei den 
unter 40-Jährigen sind es sogar 
59 Prozent. Nur fünf Prozent 
halten ihre Miete für zu niedrig.

Dabei sind hohe Wohnkosten 
keineswegs nur ein Problem der 
Ballungsräume. In Regionen mit 
sehr niedriger Bevölkerungs-
dichte müssen sich 68 Prozent 
der Mietenden finanziell stark 
einschränken, um ihre Wohn-
kosten bezahlen zu können. In 
sehr dicht besiedelten Gebieten 
sind es 48 Prozent.

Auch der Blick in die Zukunft 
fällt pessimistisch aus: 61 Pro-

zent der befragten Mieter*innen 
sind nicht zuversichtlich, dass 
Mieten und Wohnkosten künftig 
allgemein bezahlbarer werden. 
Lediglich 19 Prozent rechnen 
mit einer Verbesserung. 

SoVD fordert mehr
bezahlbaren Wohnraum

Angesichts dieser Ergebnisse 
fordert der SoVD einen wirksa-
meren Schutz vor steigenden 
Mieten und deutlich mehr In-
vestitionen in den sozialen und 
gemeinnützigen Wohnungsbau. 
Dauerhaft bezahlbarer und bar-
rierefreier Wohnraum müsse 
stärker gefördert werden.

Zugleich kritisiert der Ver-
band die geplanten Einsparun-
gen beim Wohngeld. Dieses sei 

Weiter steigende Mieten bringen viele Menschen an ihre Belastungsgrenzen. Die Folge sind Ein-
schränkungen in anderen Lebensbereichen, Verzögerungen bei der Gründung des eigenen Haushalts 
und sogar Änderungen der Familienplanung, zeigt eine Umfrage des SoVD. Der Verband sieht darin 
ein Warnsignal und ruft die Politik zum Handeln auf. 

Hohe Wohnkosten treffen viele Mieter*innen
SoVD-Umfrage: Menschen müssen sich wegen hoher Mieten einschränken – Junge besonders betroffen

Gerade auf junge Menschen haben hohe Wohnkosten einen großen 
Einfluss – bis hin zu Fragen der Familiengründung. 

Foto: Chanelle Malambo/peopleimages.com / Adobe Stock

für viele Haushalte unverzicht-
bar, dürfe aber nicht dauerhaft 
immer weiter steigende Mieten 
ausgleichen müssen.

Engelmeier fordert deshalb 
ein Zusammenspiel aus Mie-
terschutz, Wohnungsbau und 
gezielter finanzieller Unterstüt-
zung: „Wir brauchen beides: ei-
nen wirksamen Schutz vor über-
höhten Mieten und ein starkes 
Wohngeld für diejenigen, die 
darauf angewiesen sind.“

Die SoVD-Umfrage wurde in 
überregionalen Medien veröf-
fentlicht und zog weitere Be-
richterstattung nach sich. Alle 
Ergebnisse sind außerdem mit 
Grafiken unter www.sovd.de/
civey-umfrage zu finden. 

� Sebastian Triesch

Einsatz für gesetzlich Versicherte
Für den SoVD müssen die Menschen im Mittelpunkt des Gesundheitswesens stehen. So entsendet er in 

dessen höchstes Gremium, den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), über den Deutschen Behinder-
tenrat mehrere Mitglieder als Patientenvertreter*innen. Diese kamen am 20. Oktober in Berlin zusammen.

Die Patientenvertretung 
gibt es seit 2004. Die über-
wiegend ehrenamtlichen 
Patientenvertreter*innen sind 
wichtig im Gesundheitssystem: 
Sie bringen die Belange der ge-
setzlich Krankenversicherten 
im G-BA ein und bestimmen 
mit, welche Leistungen die 
Kasse zahlt. Das betrifft über 74 
Millionen Menschen – rund 90 
Prozent der Bevölkerung. 

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier begrüßte 
alle, die im Erich-Kuttner-Haus 
oder digital teilnahmen. Die Ab-
teilung Sozialpolitik berichtete 
aus der gesundheitspolitischen 
Arbeit des Bundesverbandes, 
vor allem zu aktueller Gesetz-
gebung. Schwerpunkte waren 
die Notfallreform, Primärver-
sorgung und das GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz. Da-
raus folgen Aufgaben im G-BA 

wie die Überprüfung von Haut-
krebs-Vorsorge und „Check-ups“. 

Möchten Sie sich selbst ehren-
amtlich engagieren? Wer Inter-
esse hat, im G-BA die Sicht der 

Patient*innen zu vertreten, mailt 
gerne an: sozialpolitik@sovd.de. 
Infos stehen auch auf: www.sovd.
de/sozialpolitik/gesundheit/
patientenvertretung. � ele

9. Netzwerktreffen ehrenamtlicher Patientenvertreter*innen im Erich-Kuttner-Haus

Volkstrauertag am 
15. November

Der Volkstrauertag als staatlicher, stiller Feiertag fällt 2026 
auf den 15. November. In seiner heutigen Form erinnert er an 
alle Opfer von Krieg, Terror und Gewaltherrschaft weltweit. 
Schwerpunktthema ist diesmal „Flucht und Vertreibung“, vor 
allem in der unmittelbaren Nachkriegszeit ab 1945. Doch im 
Blick stehen auch die aktuellen zivilen Opfer von Kriegsgewalt. 

Die zentrale Gedenkfeier in Berlin richtet traditionell der 
Volksbund Deutsche Kriegsgräberforsorge aus. Dazu gehören 
die Kranzniederlegung an der 
„Neuen Wache“, der Zentralen 
Gedenkstätte der Bundesre-
publik Deutschland, und die 
Gedenkstunde im Bundestag. 
Neben Repräsentant*innen 
der Verfassungsorgane nimmt 
als internationaler Gast der 
österreichische Bundespräsi-
dent Alexander Van der Bellen 
teil und hält die Gedenkrede. 
Die Feier wird ab 13.30 Uhr im 
ARD-Fernsehen übertragen. 

Zudem gibt es bundesweit 
lokale Gedenkfeiern. Aus sei-
ner Geschichte als Kriegsop-
fer- und Hinterbliebenenver-
band heraus beteiligt sich der 
SoVD vielerorts daran.	�  ele

2026 stehen Flucht und Ver-
treibung im Mittelpunkt. 

Foto: Jacek / Adobe Stock

Die SoVD-Patientenvertreter*innen trafen Michaela Engelmeier (vor 
der Leinwand, 2. v. li.) und weitere hauptamtliche Mitarbeitende.

Foto: Wolfgang Borrs
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Der 11. SoVD-Inklusionslauf 
lockte am 10. Oktober so vie-
le Starter*innen wie noch nie 
auf das Tempelhofer Feld. Mehr 
als 1.200 Menschen beteilig-
ten sich an den verschiedenen 
Läufen. Insgesamt besuchten 
rund 5.000 Personen die Ver-
anstaltung. Damit setzte der 
Inklusionslauf erneut ein sicht-
bares Zeichen für Solidarität, 
Miteinander und gegenseitige 
Unterstützung.

Auch das Wetter spielte mit: 
Nachdem es in Berlin bis in die 
Nacht hinein geregnet hatte, 
blieb es am Veranstaltungstag 
fast durchgehend trocken und 
über weite Strecken sonnig.

Angehörige von Menschen 
mit Behinderungen im Fokus

Den Auftakt des Bühnenpro-
grammes lieferte die Trom-
melgruppe der ufaFabrik. 
Anschließend begrüßte Mode-
rator Toni Schmitt die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier auf der Bühne. Ge-
meinsam mit der diesjährigen 
Botschafterin, der mehrfachen 
Paralympics-Siegerin Elena 
Semechin, eröffnete sie den. 
SoVD-Inklusionslauf 2026.

Engelmeier freute sich über 
die wachsende Beliebtheit der 
Veranstaltung: „Es wird immer 
größer und immer besser. Das 
ist Inklusion pur!“ Gleichzei-
tig erinnerte sie daran, dass 
Deutschland bei der Umset-
zung der UN-Behinderten-
rechtskonvention noch viel 
aufzuholen habe. Gerade bei 
der Barrierefreiheit und der 
inklusiven Bildung gebe es er-
hebliche Defizite. Besonders im 
Mittelpunkt standen in diesem 
Jahr Familien und Angehörige, 
die im Alltag häufig zusätzliche 
Belastungen tragen müssen.

Auch Elena Semechin beton-
te die gesellschaftliche Bedeu-
tung der Veranstaltung. „Die 
Barrieren fangen ja schon im 
Kopf an“, erklärte die sehbehin-
derte Schwimmerin. Wichtig 
seien Offenheit, gegenseitiges 
Verständnis und Austausch. Der 
Inklusionslauf zeige, was mög-
lich sei, wenn Menschen zu-
sammenkommen: „Denn Sport 
verbindet!“

Ein besonderer Dank galt 
den zahlreichen ehrenamtli-
chen Helfer*innen, dem SoVD-
Organisationsteam sowie den 
Kooperationspartnern, ohne 
deren Engagement die Veran-
staltung nicht möglich wäre. 
Auch Schirmherr Jürgen Dusel, 
der Beauftragte der Bundes-
regierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen, 
unterstützte den Lauf. Im Be-
gleitheft zum Inklusionslauf 
betonte er den herausragen-
den Charakter der Veranstal-
tung und stellte fest: „Dieser 
Lauf zeigt, dass Inklusion ein 
gemeinsames Projekt ist – für 
Familien, für Angehörige, für 
gleichberechtigte Teilhabe.“ 
Auf den Social-Media-Kanälen 
des SoVD ist außerdem sein 
Videostatement veröffentlicht. 

Bambinilauf und Staffeln
zuerst auf der Strecke

Mit dem Bambinilauf stand 
anschließend der erste sport-
liche Höhepunkt an. Mehr als 
100 Kinder mit und ohne Be-
hinderungen bewältigten die 
300 Meter lange Strecke, teils 
mit Unterstützung ihrer Eltern. 
Dabei stand vor allem die Freu-
de an der gemeinsamen Bewe-
gung im Vordergrund.

Auf der Bühne sorgte danach 
die inklusive Trommelgruppe 
„Kifrie Musiketage“ mit ihren 

Rhythmen für Stimmung und 
heizte den Starter*innen der 
nächsten Läufe ein. Insge-
samt 26 Staffeln gingen über 
viermal 400 Meter an den 
Start, darunter ein Team des 
SoVD-Landesverbandes 
Berlin-Brandenburg 
und gleich mehre-
re Mannschaften 
von downsyn-
dromberlin e. V.

Es folgten 
die Läufe über 
einen und 2,5 
Kilometer. Hier 
waren unter 
anderem Hel-
mut Etzkorn 
aus dem 
S o V D -

Bundesverbandsrat sowie der 
SoVD-Bundesjugendvorsitzen-
de Tyll-Niklas Reinisch im Roll-

stuhl auf der Strecke.
Vor den langen 
Läufen erhiel-

ten die „SoVD-
Superheld*innen 
2026“ ihre wohl-
verdienten Aus-
zeichnungen. Sie 
gingen an Ingrid 

Beyer, Regina 
und Gün-

ther Ruckdäschel, Siegrid Voß 
und Annette Albrecht-Kessel-
hut. Ein ausführlicher Bericht 
zur Preisverleihung findet sich 
auf Seite 24 in dieser Ausgabe. 

„Tage wie diese“ bleiben
lange in Erinnerung

Mit Musik der inklusiven 
Band „Mendecino“, die unter 
anderem Songs von Nena und 
Gerhard Gundermann spielte, 
ging es zum letzten sportlichen 
Höhepunkt des Tages über. Gut 
500 Starter*innen machten sich 
auf die fünf und zehn Kilometer 
langen Strecken. Das bedeute-
te eine beziehungsweise zwei 
Runden über die Start- und 
Landebahnen des ehemaligen 
Flughafens.

Dabei erwies sich der Wind 
als tückisch: Auf der ersten 
langen Geraden gab er den 
Läufer*innen noch Rücken-
wind, auf dem Rückweg 
kam er ihnen jedoch entge-
gen und bremste das Feld 
ein wenig aus. Spätestens 
in Sichtweite des Zielbo-
gens mobilisierten die 
Teilnehmenden aber noch 
einmal ihre letzten Kräfte. 
Die motivierenden Trom-
melrhythmen vom Stre-
ckenrand halfen dabei.

Nach und nach er-
reichten alle erschöpft, 
aber glücklich das Ziel. 

Dort warteten neben 
der wohlverdienten 

Finisher-Medaille 
auch Wasser und 

Äpfel, um die 
Energiereser-
ven wieder 
aufzufüllen. 
Von der 
Bühne er-
tönte unter-

dessen der 

Tote-Hosen-Hit „Tage wie diese“, 
der, wenngleich mittlerweile 
leicht überstrapaziert, perfekt 
zu diesem besonderen Event 
passte. Fast wie bestellt zeigte 
sich nach kurzem Schauer dann 
sogar noch ein Regenbogen 
über dem Tempelhofer Feld. 

Vielfältiges Programm
abseits der Strecke

Wer gerade nicht selbst lief 
oder die Teilnehmenden anfeu-
erte, konnte währenddessen das 
vielfältige Begleitprogramm 
erkunden. Dazu gehörten ein 
Mitmachparcours, eine Tor-
wand, ein Kinderspielbereich 
und verschiedene kulinarische 
Angebote.

In den Ausstellerzelten prä-
sentierten sich unter anderem 
der SoVD-Bundesverband, der 
Landesverband Berlin-Bran-
denburg mit seinem Sozialmo-
bil sowie die SoVD-Berufsbil-
dungswerke Nordic CAMPUS 
und BBW Stendal.

Vor dem Heimweg nutzten 
viele Teilnehmende die Chan-
ce, ihre Urkunde mit ihrer Lauf-
zeit mitzunehmen. Doch neben 
Urkunden und Medaillen blei-
ben vor allem die vielen Be-
gegnungen, die gemeinsamen 
Erlebnisse und die Freude an 
einem Sportfest, bei dem alle 
willkommen sind. So zeigte der 
11. SoVD-Inklusionslauf einmal 
mehr, wie gelebte Inklusion 
aussehen kann.

Im Internet ist auf www.
inklusionslauf.de eine große 
Bildergalerie mit Hunderten Fo-
tos vom Inklusionslauf verlinkt. 
Dort geht es außerdem zu allen 
Ergebnissen der verschiedenen 
Läufe. Und wer sich vor Ort kei-
ne Urkunde abgeholt hat, kann 
sie sich dort noch ausdrucken. 
� Sebastian Triesch

Seite 6 Nr. 11 | November 2026AUS DEM VERBAND Nr. 11 | November 2026 Seite 7AUS DEM VERBAND

Der SoVD-Inklusionslauf sorgte bei den Starter*innen wieder für viele glückliche Gesichter und 
positive Emotionen. Das Tempelhofer Feld in Berlin verwandelte sich am 10. Oktober in ein großes 
Fest der Inklusion, bei dem alle nach ihren Möglichkeiten mitmachen konnten. 

Rekordteilnahme beim
Erfolgreiche Veranstaltung mit Signalwirkung für Inklusion – 

Sandra Fehlberg, Elena Semechin, ihre Begleiterin Eva Antwerpen 
und Michaela Engelmeier beim SoVD-Inklusionslauf. 

Bundesjugendvorsitzender Tyll-Niklas Reinisch und Schriftführer 
Alexander Menzel von der SoVD-Jugend starteten ebenfalls. 

Beim SoVD-Inklusionslauf geht es nicht unbedingt darum, als Ers-
tes ins Ziel zu kommen. Viel wichtiger ist das gemeinsame Erleben. 

Zusammen lässt sich die Strecke rund um das Tempelhofer Feld 
gleich viel leichter bewältigen. 

Guides für Sehbeeinträchtigte 
leisten einen wichtigen Beitrag. 

Der Roland-Bär war bei den Kin-
dern ein beliebtes Souvenir. 

Ein toller Anblick: im Partnerlook vom Kopf bis hin zur wohlver-
dienten Finisher-Medaille. 

SoVD-Inklusionslauf
große Bildergalerie mit Hunderten Fotos online freigeschaltet

Auf der Bühne und auf der Strecke gab es ein vielfältiges Programm, das an vielen Stellen zum 
Mitmachen einlud. Die einzigartige Sportveranstaltung des SoVD zeigte einmal mehr, wie Inklusion 
im Sport und darüber hinaus funktionieren kann. 

Der Inklusionslauf ist keine klassische Laufveranstaltung: Statt zu 
Fuß geht es beispielsweise auch auf Rollen. 

alle Fotos: Peter Kunze

Die Läufer des Berufsbildungswerkes Stendal waren angesichts 
des kurzen Regenschauers gut vorbereitet. 

Der Nordic CAMPUS stellte sich den Besucher*innen vor. 
Abdul Rahim und sein Sohn sind 

Mit großer Spannung warteten alle auf das Startsignal. 

Auch die Starter*innen mit Handbikes gehören fest zur Tradition 
beim Inklusionslauf. 

alle Fotos: Peter Kunze

stolz auf ihre Leistung beim Inklusionslauf. 



Man kann es nicht oft genug 
betonen: Pflegende Angehörige  
leisten in unserer Gesellschaft 
eine unersetzliche Arbeit. Da-
bei gehen sie regelmäßig an 
das Limit ihrer Kräfte – und 
nicht selten darüber hinaus. 
Die Betreuung von Menschen 
mit Demenz ist dabei sicher-
lich in besonderer Weise he-
rausfordernd. Das gilt umso 
mehr, wenn Pflegende „neben-
her“ noch berufstätig sind oder 
Kinder versorgen müssen. Da 
können aus Erschöpfung oder 
Überforderung selbst kleinere 
Missverständnisse zu größeren 
Konflikten werden. 

Dieser Leitsatz kann helfen:
Demenz braucht Geduld

Die Deutsche Alzheimer Ge-
sellschaft weist darauf hin, dass  
Probleme im Zusammenhang 
mit einer Demenzerkrankung 
von vielen Faktoren abhängen. 
Neben der Persönlichkeit der 
betroffenen Person spiele auch 
das Stadium der Krankheit eine 
entscheidende Rolle. Ebenso 
brächten auch die Betreuen-
den  selbst eigene Fähigkeiten 
und Schwächen mit ein. Die 

Selbsthilfeorganisation rät An-
gehörigen daher, sich möglichst 
gründlich über die Krankheit zu 
informieren. Dies könne im Um-
gang mit Erkrankten vor Ent-
täuschungen und Resignation 
bewahren. 

Wer überfordert ist, 
kann aggressiv reagieren

Je mehr pflegende Ange-
hörige über Demenz wissen, 
desto besser können sie auch 

schwierige Verhaltensweisen 
nachvollziehen und Faktoren 
erkennen, die zu einer Lösung 
beitragen. Entscheidend sei es 
laut Alzheimer Gesellschaft, 
ruhig zu bleiben und auf den 
Gefühlszustand des erkrankten 
Menschen einzugehen. So lasse 
sich Ängstlichkeit oftmals mit 
Orientierungslosigkeit erklären, 
während hinter Aggressivität 
und Wutausbrüchen meist eine 
Überforderung stecke.

Menschen, die an Demenz er-
krankt sind, erleben eine hohe 
emotionale Belastung. Ein ver-
ständnisvoller Umgang kann 
ihnen deshalb dabei helfen, 
sich weniger fremd und über-
fordert zu fühlen.

Bei Gesprächen hilft keine 
„objektive“ Wirklichkeit

Ein Austausch sollte stets von 
Wertschätzung getragen sein. 
In der Kommunikation zählt 
daher nicht die eigene Sicht, 
sondern die Erlebniswelt der 
von Demenz Betroffenen. Die 
folgenden Tipps können Ge-
spräche erleichtern: 
•	Halten Sie Blickkontakt.
•	Verwenden Sie kurze, klare 

Sätze.
•	Vermeiden Sie Korrekturen 

oder Kritik.
•	 Stellen Sie möglichst Fragen, 

die sich mit „ja“ oder „nein“ 
beantworten lassen.

Mehr Informationen finden 
Sie jederzeit online unter: www.
deutsche-alzheimer.de. Eine bun-
desweite Beratung bietet zudem 
das Alzheimer-Telefon unter Tel.: 
030 / 259 37 95 14.� jos

Im Durchschnitt erreichen die Menschen in Deutschland ein immer höheres Lebensalter. Zu dieser begrüßenswerten Tatsache gehört 
allerdings auch die Erkenntnis, dass dadurch mehr Personen an Demenz erkranken. Und da Betroffene überwiegend zu Hause betreut 
werden, stellt dies vor allem Angehörige vor große Herausforderungen. Gerade die veränderten Verhaltensweisen einer langjährig 
vertrauten Person können den Umgang und die Kommunikation im Alltag erschweren.

Begegnungen wertschätzend gestalten
Gespräche mit an Demenz erkrankten Menschen benötigen neben viel Verständnis vor allem Geduld

Akzeptieren Sie im Alltag am besten die Wirklichkeit der an Demenz 
erkrankten Person. Zurechtweisungen verderben nur die Stimmung. 

Foto: Luis / Adobe Stock

Krankenkassen werten Daten aus
Am Ende des Quartals fließen Abrechnungsdaten an die gesetzlichen Krankenkassen – und damit 

auch Informationen zu Diagnosen, Behandlungen und verschriebenen Medikamenten. Diese Daten 
dürfen die Kassen auch ohne die ausdrückliche Zustimmung Betroffener auswerten. Wie eine Umfrage 
des Verbraucherzentrale Bundesverbandes belegt, weiß davon jedoch kaum jemand etwas.

Schon mehr als zwei Jahre 
ist die Nutzung von Gesund-
heitsdaten gesetzlich geregelt. 
Seitdem dürfen Krankenkassen 
Abrechnungsdaten analysieren, 
um zum Beispiel Folgendes zu 
erkennen:
•	 seltene Erkrankungen oder 

Krebserkrankungen sowie 
schwerwiegende Gesund-
heitsgefährdungen,

•	Wechselwirkungen zwischen 
Arzneimitteln,

•	 eine bislang nicht festgestell-
te Pflegebedürftigkeit,

•	 Lücken bei empfohlenen 
Schutzimpfungen.
Zeigt die Auswertung Hand-

lungsbedarf, muss die Kranken-
kasse Betroffene informieren 
und eine ärztliche Abklärung 
empfehlen. Aus Sicht der Kassen 
ist dieses Vorgehen sinnvoll. Seit 
Inkrafttreten des Gesetzes habe 
man rund 1,5 Millionen Men-
schen gezielt auf Gesundheits-
risiken hingewiesen. 

Der Verbraucherzentrale Bun-
desverband weist jedoch darauf 
hin, dass Abrechnungsdaten 
durchaus Fehler enthalten kön-
nen und es dementsprechend 
auch zu Fehleinschätzungen 
kommen kann. Wer nicht möch-

te, dass eigene Abrechnungs-
daten analysiert werden, so 
die Verbraucherschützer*innen, 
kann Widerspruch einlegen. Be-
troffene sollten sich hierzu am 
besten direkt an ihre Kranken-
kasse wenden.� jos / dpa

Analyse individueller Gesundheitsrisiken erfolgt oft ohne Wissen der Versicherten

Mit bis zu 100 Gramm täglich konsumieren die Deutschen zu viel 
Zucker – weit mehr, als die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
empfiehlt. Damit setzen sie sich einem erhöhten Risiko für Über-
gewicht, Adipositas und Typ-2-Diabetes sowie Erkrankungen des 
Herz-Kreislauf-Systems aus. In großen Mengen zugesetzt ist der 
sogenannte Industriezucker meist in verarbeiteten Lebensmitteln, 

hier vor allem Softdrinks wie 
Cola oder Limonade. 

Mit einer Steuer auf zucker-
haltige Getränke will die Bun-
desregierung nun Anreize für 
gesündere Rezepturen setzen. 
Positives Beispiel für diesen 
Ansatz ist Großbritannien: Dort 
hat sich nach Einführung einer 
solchen Abgabe der Zucker-
gehalt von Lebensmitteln wie 
auch dessen Konsum deutlich 
reduziert. Einen vergleichbaren 
Effekt auf die Gesundheit von 
Verbraucher*innen verspricht 
man sich auch in Deutschland. 
Zudem sollen die zusätzlichen 
Steuereinnahmen den Bundes-
haushalt entlasten und geplan-
te Kürzungen beim Gesund-
heitsfonds ausgleichen.� jos

Zuckersteuer geplant
Softdrinks könnten ab Juli 2027 teurer werden

Lange stritt man innerhalb der Koalition über die Einführung 
einer Zuckersteuer. Nun einigte sich die Bundesregierung auf eine 
entsprechende Abgabe. Diese soll sich positiv auf die Gesundheit 
auswirken und nebenbei für zusätzliche Einnahmen sorgen. 

Die Analyse passiert automatisch und soll unter anderem Gesund-
heitsrisiken aufspüren. Wer das nicht will, kann widersprechen.

Schädlich für die Gesundheit: 
Erfrischungsgetränke enthalten 
zu große Mengen an Zucker.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Foto: etfoto / Adobe Stock

Kasper Bormans: Einfühl-
sam mit Demenzkranken 
kommunizieren. Goldmann, 
208 Seiten, ISBN: 978-3-
442-18087-5, 16 Euro.

Demenz bedeutet oft 
einen Verlust an Kommu-
nikation und an sozialen 
Kontakten. An praktischen 
Beispielen zeigt Dr. Kasper 
Bormans in seinem Buch, 
wie es gelingen kann, Be-
troffene dennoch zu errei-
chen. Besondere Bedeu-
tung haben hierbei Stimme, 
Körperhaltung oder auch 
Berührungen. Und: Bereits 
eine veränderte Sichtweise 
vermag Türen zu öffnen und 
Verbindung zu schaffen. 

Bormans Buch bietet 
Hoffnung, Trost und Inspi-
ration für alle, die sich um 
demenzkranke Menschen 
kümmern. Beide Seiten kön-
nen so ein Plus an Lebens-
qualität erreichen.
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1. Landesvorsitzende Gabriele 
Katzmarek und Landesbevoll-
mächtigte Heike Sommerauer-
Dörzapf begrüßten zahlreiche 
Gäste aus Politik, Gesellschaft 
und dem Verband. 

Die neuen Räume sollen ein 
Ort sein, an dem Menschen mit 
ihren Anliegen Unterstützung 
finden und soziale Rechte ganz 
praktisch durchgesetzt werden. 
Gleichzeitig bieten sie Platz für 
den Austausch von Haupt- und 
Ehrenamt und für die gemein-
same Arbeit an einem starken 
SoVD in Baden-Württemberg.  

Der SoVD wünscht allen 
haupt- und ehrenamtlich Enga-
gierten viel Erfolg in der neuen 
Geschäftsstelle und viele gute 
Begegnungen. Auf eine starke 
soziale Arbeit vor Ort!

Neue Landesgeschäftsstelle
Feierlich eröffnete der SoVD Baden-Württemberg am 15. September seine neue, barrierefreie 

Landesgeschäftsstelle in Mannheim. Vom Stadtteil Waldhof war er nach Lindenhof gezogen. Die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier war vor Ort – und gratulierte mit einem Grußwort. 

Baden-Württemberg

Bei der offiziellen Eröffnung in Mannheim, v. li.: Stadtrat Dennis 
Ulas (Die Linke), SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, 
SoVD-Landesvorsitzende Gabriele Katzmarek, MdL Elke Zimmer 
(Bündnis 90 / Die Grünen), Stadträtin Dr. Birgit Reinemund (FDP) 
und der Mannheimer Bürgermeister Thorsten Riehle (SPD).

Christine Fröhlich-Reinke aus 
Halle schreibt uns zum Titelthe-
ma der September-Ausgabe, 
„Reform macht Betroffene hilf-
los“. Sprachlos sogar mache sie 
die Streichung des Entlastungs-
betrages bei Pflegegrad 1: 

Ich selber nahm an, dass diese 
menschenunwürdige Streichung 
vom Tisch sei, zumal Sozialver-
bände wie auch der SoVD sich 
deutlich dagegen ausgesprochen 
haben. Nun ein Schock: diese so-
zial unwürdige Reform. 

Mit Schwerbehinderung 70 % 
und Gehbehinderung wurde mir 
nach viel Aufregung und Büro-
kratismus, plus Begutachtung, der 
Pflegegrad 1 gewährt. Wir haben 
so lange als möglich die Belas-
tungen im Schwerbehinderten-
haushalt selber geschultert und 
bis zur Belastungsgrenze / Er-
schöpfungsgrenze auch finanzi-
ell selbst getragen. Meinen Alltag 
konnte ich trotz Unterstützung 
durch Ehemann und Sohn (der 
extra anreist aus einer anderen 
Stadt) nicht mehr bewältigen. [...]

Ein hilfreicher und notwendiger 
Baustein war / ist die [...] Möglich-
keit, eine Haushaltsunterstützung 
[...] zu bekommen. [...] Es ist u. a. 
hilfreich, meine „Selbstständigkeit“ 
so lange als möglich zu erhalten. 

Das Sozialsystem müsste ebenso 
daran interessiert sein, Selbststän-
digkeit zu erhalten und Folgekos-
ten wegen Verschlechterung der 
Situation zu verhindern. [...] 

Einen Großteil dieser Entlas-
tung von 131 Euro bezahle ich 
übrigens selbst [...], da ich von 
meiner Rente 3,6 Prozent in die 
Pflegeversicherung entrichte. [...] 

Das Ansinnen der Inklusion und 
Teilhabe wird durch diese Einspa-
rung demontiert und missachtet. 
Die unterstützenden Familien 
werden ebenso überbelastet und 
in ihrer Lebensleistung entwür-
digt. Diese Reform demontiert den 
Sozialstaat und ist in seiner Belas-
tungsverteilung unsozial gegen-
über eingeschränktem Leben. [...] 

Höchst bedenklich finde ich, 
dass die Einwände des SoVD zur 
Streichung des Entlastungsbetra-
ges offensichtlich missachtet wur-
den. Die verantwortlichen Politiker 
als auch Beamte [...] haben ver-
mutlich die Lebensrealität vieler 
Menschen nicht mehr im Blick. [...]

Und: Es wird viel in diesen Zeiten 
über Demokratie geredet – gleich-
zeitig wird bei den Menschen mit 
Einschränkungen und Behinderun-
gen und den Alten der Rotstift an-
gesetzt. Hier zeichnet sich eine sehr 
negative Tendenz für den sozialen 

Umgang in der Gesellschaft ab. 
Vielen Dank, dass Sie über die 

geplanten Einschnitte der o. g. 
Reform berichten und aufklären.

Erika Neve aus Neumünster 
ärgert sich über den Leserbrief 
von Wilhelm Rohlfing in Ausgabe 
Juli + August (Seite 15), der einen 
Einbezug von Beamt*innen in die 
gesetzliche Rente kritisch sah:

Vielleicht sollten wir alle sam-
meln für die Beamten. [...] Ein Ar-
beiter hat 48 % [Rentenniveau]! 
Und sehr oft unter 1.000 Euro 
Rente. Auch ein Arbeiter macht 
Überstunden. Wird versetzt. Und 
andere Unwegsamkeiten. Kräht 
kein Hahn danach. Es interessiert 
den Arbeitgeber nicht, wie er hin 
und zurück zur Arbeit kommt. Das 
hat nichts mit Neid zu tun. Das ist 
Ungerechtigkeit [...].

Der Staat sind wir alle, aber 
der Staat soll nachzahlen, wenn 
Beamte ins Rentensystem „einge-
bunden“ werden. [...] 

Ich habe u. a. in der Pflege ge-
arbeitet. 40 Jahre mit Erwerbsmin-
derungsrente. 100 % schwerbehin-
dert. Rente um 700 Euro plus ca. 
100 Euro für die Behinderung. Ich 
jammere nicht. Und schon ja nicht 
auf höchstem Niveau! Die sozialen 
Probleme haben die Arbeiter!

„Reform demontiert Sozialstaat“
In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zei-

tung beziehen. Es handelt sich dabei um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen 
widerspiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, Re-
daktion & digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Briefe an die Redaktion

Im September besuchte Tyll-Niklas Reinisch den Landesverband 
Niedersachsen und traf sich mit dem Landesvorstandsvorsitzenden 
Dirk Swinke. Mit dabei waren Referentin Sara Opitz aus dem Bereich 
Projektentwicklung und Fördermittelmanagement sowie Dr. Simo-
ne Real, Stellvertretende Leiterin Sozialpolitik und jugendpolitische 
Referentin beim Bundesverband. 
Im Mittelpunkt standen das Ken-
nenlernen und ein Blick nach 
vorne: Welche Themen bewe-
gen junge Menschen im SoVD? 
Wie kann die Jugend im Verband 
sichtbarer werden? Wo gibt es 
gute Anknüpfungspunkte?

Und im Oktober tauschte 
sich Reinisch, selbst Schleswig-
Holsteiner, mit Alfred Bornhalm 
aus, dem Landesvorsitzenden 
des SoVD Schleswig-Holstein 
sowie stellvertretenden Vorsit-
zenden des Bundesverbandsra-
tes. Sie sprachen über die Rolle 
der Jugend im SoVD, aktuelle 
(sozial-)politische Themen und 
die Frage, wie man junge Men-
schen stärker einbinden kann.

Einigkeit bestand bei beiden 
Runden hierin: Eine starke Jugend ist wichtig für die Zukunft der 
Gesellschaft. Junge Perspektiven müssen Gehör finden und ihren 
Platz auch in der Verbandsarbeit haben. Es war ein spannender, of-
fener und konstruktiver Austausch. Im Namen des Bundesjugend-
vorstandes dankte Reinisch allen für die guten Gespräche. � ele

Gemeinsam nach vorne
SoVD-Jugend im Austausch mit Landesverbänden

Eine starke Jugend ist wichtig für den SoVD – und für die Ge-
sellschaft. Gute Gespräche über die Zukunft führten darum der 1. 
Bundesjugendvorsitzende, Tyll-Niklas Reinisch, und hohe Vertre-
tende der Landesverbände Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 

Tyll-Niklas Reinisch mit Alfred 
Bornhalm.

V. li.: Sara Opitz, Tyll-Niklas Reinisch, Dr. Simone Real, Dirk Swinke.

Risikogruppen haben oft stärkere Symptome und schwerere Ver-
läufe. An Influenza, der echten Grippe, sterben laut Robert Koch-In-
stitut (RKI) sogar im Schnitt 8.000 bis 11.000 Menschen in Deutsch-
land pro Jahr. Die Monate Oktober bis Dezember seien optimal zur 
Schutzimpfung, so die Ständige Impfkommission (STIKO). Sie emp-
fiehlt sie vor allem ab 60 Jahren, für Vorerkrankte und Schwangere.

Ähnliches gelte bei Pneumokokken, also Lungenentzündung, 
sowie bei Covid-19 (ab 75 Jahren). Ebenso könne man jetzt noch 
gegen RSV impfen; das Virus gefährde etwa auch Herz-Kreislauf-
Erkrankte und Diabetiker*innen vermehrt. Versicherte fragen am 
besten ihre Haus- oder behandelnden Fachärzt*innen. � ele

Im Herbst zur Impfung
STIKO empfiehlt Schutz vor allem für Ältere

Für Atemwegsinfekte ist wieder Hauptsaison. Besonders für älte-
re oder chronisch kranke Menschen können Grippe, Corona, Pneu-
mokokken & Co. richtig gefährlich werden. Impfen ist jetzt ratsam.

Foto: SoVD Baden-Württemberg
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Breites Bündnis für einen starken Sozialstaat
NiedersachsenNDS

Mit einem klaren Bekenntnis zu sozialer Sicherheit, gesellschaftlichem Zusammenhalt und einer handlungsfähigen Demokratie fand der Sozialstaatskongress des 
Bündnisses „Starker Sozialstaat“ in Hannover statt. Vertreter*innen aus Politik, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden und Sozialorganisationen diskutierten gemeinsam 
über die Zukunft des Sozialstaats in Niedersachsen. Die Veranstalter machten deutlich, dass die aktuellen politischen Entscheidungen einseitig Beschäftigte, Menschen 
mit kleinem Einkommen und das Sozialwesen belasten. In Zeiten steigender Preise, wachsender Unsicherheit und globaler Krisen verschärft das die soziale Spaltung 
und gefährdet die Demokratie. Der SoVD in Niedersachsen ist Mitglied dieses im Februar 2026 gegründeten Bündnisses.

Rund 15.000 Unterschriften der Petition für einen starken Sozial­
staat wurden an die beiden Politiker überreicht.

Vertreter*innen des Bündnisses diskutierten mit Ministerpräsident 
Olaf Lies (li.) und Sebastian Lechner von der CDU (Mitte).

Fotos (4): Diakonie in Niedersachsen / Christian BehrensKatharina Lorenz (SoVD) bei 
ihrem Vortrag „Gesundheit und 
Pflege sind keine Ware“.

Der Sozialstaatskongress des Bündnisses stieß auf großes Inte­
resse und war gut besucht.

Überschwemmungen, Stürme und Extremtemperaturen nehmen in Deutschland immer weiter zu. Der Schutz der Bevölkerung vor diesen Ereignissen wird also immer 
wichtiger. Anlässlich des „Internationalen Tages der Katastrophenvorbeugung“ am 13. Oktober mahnt der SoVD in Niedersachsen deshalb, bei Krisenplänen und Vorbe­
reitungen Menschen mit Behinderungen und Pflegebedürftige nicht zu vergessen.

SoVD fordert eine inklusive Krisenvorsorge

Foto: Lightfield Studios / Adobe Stock

Die Katastrophenvorsorge muss Menschen mit Behinderungen und 
Pflegebedürftige besser schützen.

Auf einem Podium zur Zu-
kunft des Sozialstaats disku-
tierten Ministerpräsident Olaf 
Lies (SPD), CDU-Landes- und 
Fraktionsvorsitzender Sebasti-
an Lechner, Dr. Ernesto Harder, 
Vorsitzender des DGB Nieder-
sachsen, sowie Dr. Marie Kajew-
ski, Diözesan-Caritasdirektorin 
Hildesheim. Dabei wurden die 
aktuellen Reformvorhaben 
ebenso debattiert wie die Be-
deutung eines starken Sozial-
staats für Demokratie, sozialen 
Frieden und wirtschaftliche 
Stabilität.

„Der Sozialstaat ist kein Ge-
schenk, kein Almosen – er ist 
hart verdient und selbst finan-
ziert. (...) Statt Kürzungen brau-
chen wir Reformen, die den Na-
men verdienen und das Land 
gerechter machen: An erster 
Stelle steht hierbei eine Bür-
gerversicherung bei Gesundheit 
und Pflege, in die alle einzah-

len“, erklärte Dr. Ernesto Harder. 
Dr. Marie Kajewski betonte: 

„Die Menschen brauchen ver-
lässliche Unterstützung, eine 
gute Gesundheitsvorsorge und 
echte Teilhabe. Der Sozialstaat 
muss deshalb weiterentwickelt 
werden, damit er auch künftig 
Schutz, Gerechtigkeit und Chan-
cen für alle gewährleistet. Das 
stärkt die Solidarität und unsere 
Demokratie.“

Rund um das Podium gaben 
Impulsvorträge aus verschie-
denen Fachrichtungen Einbli-
cke in aktuelle sozialpolitische 
Debatten. So beleuchtete Dr. 
Katja Rietzler vom Institut für 
Makroökonomie und Konjunk-
turforschung die Finanzierbar-
keit des Sozialstaats. Katharina 
Lorenz (SoVD-Landesverband 
Niedersachsen) hob in ihrem 
Vortrag „Gesundheit und Pflege 
sind keine Ware“ die Bedeutung 
einer gemeinwohlorientierten 
Gesundheits- und Pflegepolitik 
hervor. Um sie zukunftsfest wei-
terzuentwickeln, müsse die Fi-
nanzierung wirklich solidarisch 
organisiert werden – indem alle 
entsprechend ihrer Leistungsfä-
higkeit beitragen. Gleichzeitig 
müsse verhindert werden, dass 
unnötige Kosten, Fehlanreize 
und wirtschaftliche Interessen 
die Versorgung verteuern.

Björn Menkhaus (Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband Nie-
dersachsen) beschäftigte sich 
mit der zentralen Rolle von 
Eingliederungshilfe sowie Kin-
der- und Jugendhilfe für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt 
und mit der Frage einer verläss-
lichen Alterssicherung für alle 
Generationen. Abschließend 
referierte Nils Hindersmann 
(IGBCE) zum Thema „Gute Ren-
te für alle“.

Im Anschluss an die Podi-
umsdiskussion überreichten Dr. 

Ernesto Harder und Dr. Marie 
Kajewski an Olaf Lies und Se-
bastian Lechner rund 15.000 
Unterschriften von Menschen, 
die die Petition „Für einen star-
ken Sozialstaat, gute Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit“ mit-
gezeichnet hatten. Eine Kern-
aussage der Petition ist: „Ein 
starker Sozialstaat ist kein nice-
to-have, sondern die Grundlage 

für ein gelingendes Zusammen-
leben.“

Das breite Bündnis aus Ge-
werkschaften sowie Wohl-
fahrts- und Sozialverbänden 
will sich auch künftig gemein-
sam dafür einsetzen, dass sozi-
ale Gerechtigkeit, Teilhabe und 
eine leistungsfähige öffentliche 
Daseinsvorsorge auf der politi-
schen Agenda bleiben.

Die Flutkatastrophe im Ahrtal 
2021 hat gezeigt, dass insbeson-
dere Menschen mit Behinderun-
gen, aber auch Ältere massiv im 

Nachteil sind, wenn es um den 
Katastrophenschutz geht. Zahl-
reiche Betroffene starben, dar-
unter 12 in einer Einrichtung für 

behinderte Menschen. „So etwas 
darf sich auf keinen Fall wie-
derholen. Die niedersächsische 
Landesregierung stellt zwar in 
ihrer neuen Strategie vulnerab-
le Gruppen und den Hitzeschutz 
in den Vordergrund, allerdings 
passiert in der Praxis noch viel 
zu wenig. Konzepte und Leitfä-
den allein schützen noch keine 
Menschen“, betont Dirk Swin-
ke, Vorstandsvorsitzender des 
SoVD in Niedersachsen. Der 
Katastrophenschutz müsse in-
klusiv sein und die besonderen 
Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen und Pflegebe-
dürftigen berücksichtigen. „Al-
lein in Niedersachsen leben fast 
780.000 Bürger*innen mit einer 

Schwerbehinderung. Sie dürfen 
im Notfall nicht das Nachsehen 
haben“, so Swinke.

Niedersachsens größter Sozi-
alverband fordert deshalb ein 
einheitliches und verbindliches 
Vorgehen. „Kommunen müssen 
zum Beispiel mit Pflegediens-
ten, Behindertenverbänden und 
sozialen Einrichtungen Versor-
gungsketten und ein Notfallre-
gister entwickeln. Dann ist im 
Ernstfall klar, wer Unterstützung 
benötigt und wer hilft“, erläutert 
der Vorstandsvorsitzende. In 
Pflegeheimen, Krankenhäusern 
und Einrichtungen für behin-
derte Menschen seien verbind-
liche Notfallpläne und kon-
krete Ansprechpartner*innen 

notwendig. Das gesamte Per-
sonal müsse für den Notfall 
geschult werden. Für den SoVD 
spielt aber auch die barriere-
freie Kommunikation eine zen-
trale Rolle. „Warnungen müssen 
gleichzeitig über Sirenen, Cell 
Broadcast, Warn-Apps, Radio, 
Fernsehen und Lautsprecher 
erfolgen. Außerdem brauchen 
wir visuelle Warnungen und 
leicht verständliche Informati-
onen, damit alle Bescheid wis-
sen“, fordert Swinke. Dazu sei 
eine dauerhafte Finanzierung 
unerlässlich: „Bund und Land 
müssen die Kommunen so aus-
statten, dass die Vorsorgemaß-
nahmen auch umgesetzt wer-
den können.“

Seite 10 � Nr. 11 | November 2026AUS DEN LANDESVERBÄNDEN



Am Stand des Berufsbildungswerkes Stendal konnten Interessierte 
unter anderem einen Einblick in das Schweißen bekommen.

Foto: BBW Stendal

Wie in den vergangenen Jahren lockte die Messe zahlreiche Ju-
gendliche, Eltern und weitere Interessierte an und bot eine tolle 
Gelegenheit, sich über verschiedene Ausbildungswege und beruf-
liche Perspektiven zu informieren. 

Mit dabei waren zwei BBW-Ausbilder aus dem Bereich Garten-
bau sowie eine Auszubildende zur Metallbauerin, die das Berufs-
bildungswerk engagiert repräsentierte. Besonders anschaulich 
wurde es bei der Vorstellung des Schweißsimulators. Interessier-
te konnten dabei einen Eindruck davon bekommen, wie moderne 
Technik in der praktischen Ausbildung eingesetzt wird – und na-
türlich auch selbst einen Blick in die Welt des Schweißens werfen. 

Die Ausbildungsmesse war einmal mehr eine schöne Gelegen-
heit, mit jungen Menschen ins Gespräch zu kommen, Fragen rund 
um Ausbildung und Beruf zu beantworten und das vielfältige Aus-
bildungsangebot des BBW Stendal vorzustellen. 

Ausbildung anschaulich 
und „zum Anfassen“

BBW Stendal auf der 22. Ausbildungsmesse präsent

Am 18. September nahm das SoVD-eigene Berufsbildungswerk 
(BBW) Stendal erneut an der Ausbildungsmesse in der Stendaler 
Bürgerparkhalle teil. Die jährliche, von der Agentur für Arbeit Sach-
sen-Anhalt Nord organisierte Messe fand schon zum 22. Mal statt. 

Gemeinsam für saubere Umwelt
Was 2008 in Estland mit einer großen Aktion zur Befreiung der Meeresküste vom Müll begann, 

wuchs längst zu einer weltweiten Bewegung an: Heute beteiligen sich jährlich Millionen Menschen 
in über 190 Ländern am World Cleanup Day („Weltaufräumtag“). Das BBW Stendal macht dabei mit.

Allein in Deutschland sam-
melten zum Beispiel im Jahr 
2024 mehr als 600.000 Enga-
gierte beeindruckende 1.560 
Tonnen Unrat aus der Natur. 

Auch im Berufsbildungswerk 
(BBW) Stendal hat der Aktions-
tag seit Jahren Tradition. Am 23. 
September war es wieder so 
weit: Das Organisationsteam 
um Jacqueline Fauck, Susan 
Rathke, Robin Kozik und Dr. Ro-
nald Arensburger koordinierte 
den Einsatz. Gemeinsam pack-
ten sechs Mitarbeitende sowie 
37 Auszubildende und Teilneh-
mende der Projekte kräftig an, 
um die Umwelt rund um Sten-
dal von Müll zu befreien. 

Vor dem Sammeln stand ein 
informativer Programmpunkt 
auf dem Plan: Ein Bus brachte 

die Gruppe zur örtlichen Depo-
nie. Bei einer Führung erfuhr sie, 
welche Abfälle man abgeben 
kann und wie die Recyclingpro-
zesse ablaufen. Ein Highlight 
war der Aufstieg auf den Müll-
berg, der einen Panoramablick 
über Stendal bot: von Borstel 
über das Zellstoffwerk bis Zielitz. 

Anschließend schwärmten 
die Teams in zugewiesene Ge-
biete aus. Jedes Team sam-
melte an einer anderen Stelle 
im Stadt- und Kreisgebiet der 
Hansestadt. Das Ergebnis der 
Aktion ist so beachtlich wie 
erschreckend: Rund 800 Kilo-
gramm Müll kamen zusammen. 

Davon lieferte das BBW-Team 
380 Kilogramm direkt an der De-
ponie ab. Den Rest, den wegen 
unterschiedlicher Zuständig-

keiten von Stadt und Landkreis 
nicht das BBW transportieren 
konnte, holte der städtische 
Bauhof ab; die Zusammenar-
beit funktionierte sehr gut. Zu-
sätzlich meldeten die Aktiven 
besonders sperrige Gegenstän-
de über die Müllmelder-App der 
Abfallentsorgung ALS – hier ka-
men nochmals mindestens 0,2 
Tonnen Unrat zusammen.

Zu den kuriosen und erschre-
ckenden Fundstücken gehörten 
eine Kaffeemaschine, ein Fern-
seher, ein Autositz, ein Vogelkä-
fig, Möbelstücke, Kupferkabel, 
Messer und Kleidung. Die Betei-
ligten sammelten auch Mengen 
an Einweg-Vapes, Verpackungen, 
Medikamenten und Flaschen. Al-
lein die Zahl der Zigarettenstum-
mel war gigantisch: 2.292 Stück.

Groß war das Erstaunen, was 
Menschen gedankenlos in der 
Natur entsorgen. Dennoch zog 
das BBW-Organisationsteam 
ein durchweg positives Fazit, als 
der Tag nach getaner Arbeit mit 
einer gemütlichen Auswertung 
bei Kaffee, Kuchen und Snacks 
zu Ende ging. Sämtliche Teilneh-
mende waren hochmotiviert und 
packten großartig mit an. Viele 
erklärten noch vor Ort, nächstes 
Mal wieder dabei zu sein. 

Das Organisationsteam dank-
te allen Beteiligten sowie der 
Stadt, dem Landkreis und den 
Mitarbeitenden der Deponie.

Berufsbildungswerk Stendal des SoVD engagiert sich beim World Cleanup Day

Mitarbeitende, Auszubildende und Projektteilnehmende des BBW 
Stendal bei ihrer Aktion zum World Cleanup Day (WCUD).

Foto: BBW Stendal / Ronald Arensburger
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Halloween ist schon vorbei, doch bis zum Beginn des Winters bleiben noch ein paar herbstliche Tage. 
Ausreichend Gelegenheit also, um herauszufinden, wie gut du dich mit dieser Jahreszeit auskennst. 
Die Buchstaben hinter der richtigen Antwort ergeben das gesuchte Lösungswort.

Die Menschen in Deutschland nehmen jeden Tag zu viel Zucker zu sich. Dieser steckt sowohl im 
Essen als auch in Getränken. Das Problem: Zucker enthält zwar keine Vitamine, aber dafür jede Menge 
Kalorien. Ärzt*innen warnen schon seit Langem davor, dass eine große Menge an süßen Lebensmitteln 
nicht nur zu Übergewicht, sondern auch zu schwerwiegenden Krankheiten führen kann. Um daran 
etwas zu ändern, will die Bundesregierung nun eine Zuckersteuer einführen.

Rolands Rätselecke

Voll durchgeblickt

Quiz zur aktuellen Jahreszeit

Wie ungesund ist zu viel Süßes?

Tipp für Kinder

Fröhliche Fehlersuche

Nanuk und Noodles

„Heia hussassa – 
der Herbst ist da!“

Nanuk möchte unbedingt in die Fußstapfen seines Großvaters 
treten. Denn der wusste einfach alles über die Arktis. Jetzt versucht 
Nanuk umzusetzen, was ihm sein Opa beigebracht hat. Er startet 
beim großen Hundeschlittenrennen, baut ein Iglu, begegnet einem 

Eisbären und verirrt sich im 
Schneesturm. Bei jedem Aben-
teuer an Nanuks Seite ist sein 
bester Freund Noodles. Und 
auch wenn die beiden mehr als 
einmal in Gefahr geraten, ist 
klar, dass sie wieder gemeinsam 
aufbrechen werden, wenn die 
Arktis sie ruft. Denn das größ-
te Abenteuer ist das, das du als 
Nächstes erlebst.

Das Buch ist der Start einer 
außergewöhnlichen Sachbuch-
reihe für neugierige Kinder. Es 
bietet gleich drei Geschichten 
in einem Band.

Frank Maria Reifenberg: Nanuk und Noodles. Illustriert von Lion 
Fleischmann. Cbj Kinderbücher, 176 Seiten, ab 8 Jahren, ISBN: 978-3-
570-18330-4, 16 Euro. 

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke 
die Lösung aus „Rolands Rätselecke“ mit dem Betreff „Nanuk und 
Noodles“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Er „macht die Blätter bunter, wirft die Äpfel runter“, so heißt 
es in einem bekannten Kinderlied. Auf dem unteren Herbstbild 
allerdings haben sich zehn Fehler eingeschlichen – kannst du sie 
entdecken? Die Lösung findest du wie immer auf Seite 18. 

Foto: mbolina / Adobe Stock

Foto: lakeemotion / Adobe Stock

Viele Vögel machen Urlaub im 
Süden – wer bleibt hier?

Esskastanien lassen sich über 
dem Feuer rösten – wie nennt 
man die Dinger doch gleich?

1. Was passiert im Herbst mit 
den Stunden, an denen es noch 
Tageslicht gibt?

• Davon gibt es mehr.� (A)
• Sie werden weniger.� (G)
• Ihre Zahl bleibt gleich.� (J)

2. Welches Fest im November 
wurde nach einem Heiligen be-
nannt?

• Rolandtag.� (O)

• Michaelatag.� (S)
• Martinstag.� (I)

3. Was findet vor allem bei 
Dunkelheit statt?

• Karnevalsumzug.� (L)
• Laternenumzug.� (F)
• Wohnungsumzug.� (E)

4. Welcher Vogel fliegt im 
Herbst nicht in den Süden?

• Kranich.� (R)
• Wildgans.� (N)
• Kohlmeise.� (T)

5. Was endet im Herbst mit der 
Zeitumstellung?

• Frühlingszeit.� (O)
• Sommerzeit.� (P)
• Winterzeit.� (W)

6. Wie nennt man es, wenn es 
im September und Oktober noch 
warme Tage gibt?

• Altweibersommer.� (I)
• zweiter Frühling.� (V)
• Sommersonnenwende.� (M)

7. Was machen Fische, wenn 
es langsam Winter wird?

• Sie buddeln sich ein.� (K)
• Sie fallen in Kältestarre.� (L)
• Sie kuscheln ganz fest 
   miteinander.� (H)

8. Kastanien, die man essen 
kann, nennt man auch …

• Maronen.� (Z)
• Marionetten.� (S)
• Kastagnetten.� (Y)

Lange haben Politiker*innen 
darüber gestritten, ob es eine 
Steuer auf zuckrige Getränke 
geben soll. Dabei ist eine Mehr-
heit der Menschen in Deutsch-
land durchaus dafür. Das zu-
mindest zeigt eine Umfrage im 
Auftrag von foodwatch, einer 
Organisation zum Schutz von 
Verbraucher*innen. 

Zu viel Zucker macht dick 
und führt zu Krankheiten

Jetzt will die Bundesregie-
rung eine solche Abgabe tat-
sächlich durchsetzen. Dadurch 
soll in Lebensmitteln künftig 
weniger Zucker enthalten sein. 
Außerdem erhält der Staat 
durch die Steuer Geld. Dieses 
soll unter anderem in die ge-
setzliche Krankenversicherung 
(GKV) fließen. Gerade hier ver-
ursacht Zucker hohe Ausga-
ben. Denn er führt bei vielen 
Menschen zu Übergewicht. 
Außerdem kann eine zu süße 
Ernährung zu Karies und Herz-
Kreislauf-Erkrankungen führen. 

Limo und Cola in England 
sind jetzt weniger süß

In Großbritannien gibt es 
eine solche Steuer auf gesüßte 
Getränke bereits seit einigen 
Jahren. Und tatsächlich nehmen 
die Menschen dort seitdem 
deutlich weniger Zucker zu sich. 

Der Organisation foodwatch 
ist es wichtig, dass es vor allem 
um den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen geht. Die Abgabe 
könnte auch in Deutschland 
dazu führen, dass die Hersteller 
von Softdrinks weniger Zucker 
in ihre Produkte tun.

Getränke mit viel Zucker schmecken vielleicht besser, aber sie sind 
gerade für die Gesundheit von Kindern schädlich.

Grafik: katarzyna b / Adobe Stock

Foto: fotofabrika / Adobe Stock
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Denksport

Buchtipp

In diesem Monat bewegen wir uns mit der Denksportaufgabe 
erneut im Bereich der Mathematik. Und darum geht es: Welche 
Zahlen gehören in die freien Felder, damit die Rechnungen – von 
links nach rechts und von oben nach unten – stimmen?

Die Auflösung unserer Denksportaufgabe steht auf Seite 18.

Rechnung mit gleich 
mehreren Unbekannten

Foto: Axel Kammerer / CHROMORANGE / picture alliance

Die heutige TV-Expertin Regina Halmich sagt, sie sei nie einen 
Schritt zurückgegangen – allenfalls, um Anlauf zu nehmen.

Sie ist die „Herrin der Ringe“
Deutschlands erste Box-Weltmeisterin verlor in ihrer ganzen Karriere nur einen Kampf. Mehrmals 

schickte sie zudem Fernseh-Großmaul Stefan Raab auf die Bretter. Passend daher der Titel ihrer Auto-
biografie: „Die Herrin der Ringe“. Am 22. November wird Ex-Profiboxerin Regina Halmich 50 Jahre alt.

Boxen galt stets als männliche 
Domäne. Doch dann betrat die 
in Karlsruhe geborene Regina 
Halmich den Ring. Als Elfjährige 
begann sie zunächst mit Judo 
und zog schließlich die Box-
handschuhe an. Halmich verhalf 
dem Frauenboxen in Deutsch-
land zum Durchbruch und blieb 
als Weltmeisterin ungeschlagen.

Mit dem Verein „Weisser Ring“ 
setzt sich die Sportlerin für 
Kriminalitätsopfer ein. Zudem 
ist sie Schirmherrin der Aktion 
„Gewalt gegen Frauen – nicht 
mit uns“ des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes (DOSB).

Eine Frau boxt sich durch – Regina Halmich ist eine echte Kämpfernatur

Als junger Kommunist verließ 
er seine Heimat Hamburg in 
Richtung DDR. Dort geriet Wolf 
Biermann schon bald ins Visier 
der Staatssicherheit und erhielt 
ein Auftrittsverbot. Seine Aus-
bürgerung 1976 stürzte die DDR 
in eine kulturelle Krise.

Unveröffentlichte Lieder aus 
dieser Zeit finden sich jetzt auf 
Biermanns neuem Album. Die 
Themen, so der Musiker, hätten 
sich kaum verändert. Für ihn 
zähle ein Frieden in Freiheit. 
Und hierfür müsse sich eine De-
mokratie unbedingt gegen die 
nächste Diktatur verteidigen.

Illusionen macht sich Wolf Biermann keine, wenn er sagt, dass 
eigentlich alle für den Frieden seien – auch die Kriegsverbrecher.

Foto: Marcus Brandt / picture alliance / dpa

Weil er die Zustände in der DDR kritisierte, war er den Herrschenden ein Dorn im Auge. Vor genau 50 
Jahren dann beschloss das Politbüro seine Ausbürgerung. Mit dem Album „Unterm Haar nur Himmel“ 
feiert Liedermacher und Lyriker Wolf Biermann am 15. November seinen 90. Geburtstag.

Um des lieben Friedens willen
Liedermacher Wolf Biermann: Demokratien müssen sich gegen Diktaturen wehren

„Ich habʼ da mal ʼne Theorie“
Er komponierte Lieder für Künstler wie James Last oder „Die Prinzen“ und war Teil des Blödel-Duos 

„Die Doofen“. In seiner Rolle als „Dittsche“ philosophierte er zudem im Bademantel regelmäßig über 
seine „Theorien“. Am 20. November wird der Komiker und Musiker Olli Dittrich 70 Jahre alt.

Nach seiner Ausbildung zum 
Theatermaler arbeitete er zu-
nächst für eine Plattenfirma. 
Mit der Comedy „RTL Samstag 
Nacht“ startete Olli Dittrich 
dann so richtig durch. Für „Zwei 
Stühle – eine Meinung“ erhiel-
ten er und Wigald Boning sogar 
den Adolf-Grimme-Preis.

Übrigens: Dittrich stand auch 
schon beim Eurovision Song 
Contest auf der Bühne. Mit der 
Band „Texas Lightning“ trat er 
dort 2006 für Deutschland an.

„Die Kunst, Olli Dittrich zu sein“ 
läuft am 20. November um 22.20 
Uhr im Ersten.

ARD würdigt Olli Dittrich („Dittsche“) zum Geburtstag mit ausführlichem Porträt

Es perlt in der Eppendorfer Grillstation: Dittsche (Olli Dittrich, vorn) 
mit Ingo (Jon Flemming Olsen, li.) und Jens (Jens Lindschau, re.).

Foto: Beba Franziska Lindhorst / WDR

Pony Show
Sie ist über fünfzig, verheiratet und Chefin eines großen Literatur-

verlags. Er ist Ende zwanzig und ein aufstrebendes Talent in ihrem 
Unternehmen. Mit ihrer Beziehung bewegen sich Betty und Fero 
auf sehr dünnem Eis. Und als Fero eines Tages verschwindet und 
Betty mit einer Pistole und Falschgeld an der ungarischen Grenze 
aufgegriffen wird, scheint die Sache 
klar: Betty ist Feros Mörderin.

Der „Loverboy-Fall“ landet vor 
dem Hamburger Landgericht. Er 
spaltet die Öffentlichkeit und elek-
trisiert die Medien. Beweist Bettys 
Fall, dass Frauen genauso toxisch 
sein können wie Männer? Oder ist 
sie das Opfer einer Gesellschaft, die 
noch immer Prozesse gegen frei-
heitsliebende Frauen führt?

Für Bettys Verteidiger Mark ist es 
der wichtigste Auftrag seiner Kar-
riere. Doch schnell merkt er, dass 
er sich auf nichts verlassen kann – 
nicht einmal auf sich selbst. 

Juli Zeh: Pony Show. Luchterhand Literaturverlag, 480 Seiten, ISBN: 
978-3-630-87865-2, 25 Euro.

Möchten Sie das Buch gewinnen? Dann schreiben Sie uns per E-
Mail (Betreff „Pony Show“) an: verlosung@sovd.de oder per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. November.

Grafik: Olga Moonlight / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Von Beruf Kaffeeschnüffler

Trinkt hier jemand Kaffee? Diese Illustration zeigt das königliche 
Sondereinsatzkommando bei der Arbeit.

Kaffee ist heute längst ein Volksgetränk. Doch das war nicht immer so: Ende des 18. Jahrhunderts 
etwa war das Heißgetränk noch dem Adel vorbehalten. Der damalige König von Preußen, Friedrich 
II., erließ sogar ein „Röstverbot“, dessen Einhaltung sogenannte Kaffeeschnüffler überwachten.

Der Kaffee machte der damals 
zum Frühstück servierten Bier-
suppe zunehmend Konkurrenz. 
Das verhagelte vor allem den 
Brauereien ihr Geschäft. Zudem 
waren Kaffeebohnen eine teure 
Importware. Kurzerhand stellte 
der Alte Fritz 1781 das Rösten 
unter Strafe und schuf damit 
einen ungewöhnlichen Beruf, 
nämlich den des Kaffeeriechers.

Auf der Jagd nach illegalen 
Kaffeekränzchen steckten fortan 
staatliche Schnüffler überall ihre 
Nase hinein und durchsuchten 
auch Privatwohnungen. Doch 
der Siegeszug des beliebtesten 
Heißgetränkes der Deutschen 
war nicht mehr aufzuhalten. 

Da kann man schon an sich 
selbst zweifeln – gerade eben 
war das Vorhaben noch präsent, 
doch nach dem Überschreiten 
der Türschwelle fehlt plötzlich 
jede Erinnerung. Aber keine 
Sorge: Dahinter steckt weder 
Umnachtung noch Zerstreutheit.

Wissenschaftlich lässt sich 
das Phänomen mit der Funkti-
onsweise des menschlichen Ge-
hirnes erklären. Dieses gliedert 
Erlebnisse in einzelne Episoden 
und  verknüpft Informationen zu 
Orten und Zielen miteinander. 
Ein Ortswechsel schließt da-
her für das Gehirn eine solche 
Episode ab, und es beginnt eine 
neue Handlungssituation.

Foto: picture alliance / Bildagentur-online/Sunny Celeste

Was ist der Türrahmen-Effekt?

„Ja, sage ich doch, beim Rausgehen den Schlüssel vergessen! Aber 
zum Glück habe ich an das Handy gedacht.“

Foto: Andrey Popov / Adobe Stock

Bestimmt kennen Sie das: Sie gehen kurz aus dem Wohnzimmer, um etwas aus der Küche zu holen. 
Dort angekommen, haben Sie jedoch vergessen, was Sie eigentlich machen wollten. Dahinter steckt ein 
Verhalten unseres Gehirnes, das man auch als den „Türrahmen-Effekt“ bezeichnet.

Hätten Sieʼs gewusst?

Vom Sprechen übers 
Sterben stirbt man nicht

Renske Steen und Julia Kreuch sind Quereinsteigerinnen. Mit 
ihrem Bestattungsladen „faarwel“ in Hamburg haben sie einen Ort 
geschaffen, an dem Tod und Leben zusammengehören – ohne star-
re Rituale und ohne falsche Pietät. Während die Gesellschaft das 
Thema eher verdrängt, wollen die beiden Frauen Ängste abbauen.

Ihre Erfahrungen haben Steen 
und Kreuch jetzt zu Papier ge-
bracht. Herausgekommen ist ein 
einfühlsames Buch über die Ge-
schichte und die Zukunft unserer 
Bestattungskultur. Das Sachbuch 
gibt Orientierung, macht Mut und 
eröffnet neue Perspektiven. Es eig-
net sich somit für alle Menschen, 
die möglichst selbstbestimmt Ab-
schied nehmen wollen.

Renske Steen, Julia Kreuch: Vom 
Sprechen übers Sterben stirbt man 
nicht. Heyne, 192 Seiten, ISBN: 978-
3-453-21933-5, 20 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie uns entweder per E-Mail mit dem Betreff „Sprechen über das 
Sterben“ an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Buchtipp

Gibt’s doch gar nicht, oder?

Möchten Sie einen weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben nach 
unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per 
Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Dieses Rätsel steht über das E-Paper auch online zur Verfügung. 
Sie können es somit etwa am Smartphone oder am Computer lösen.

Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.
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Des Rätsels Lösung
Monstermäßiges Halloween 
(Ausgabe Oktober, S. 16)

Der richtige 
Schatten des 
Monsters trug 
die Nummer 5.

Fehlersuche
(Seite 16) 
Denksport 
(Seite 17)

Die Lösungen 
finden Sie rechts 
abgebildet.

4

4 3 2

16

1 26

–

– –

–

–

–

–

–

–

+

+

+

= 3

= 3

= 4= 1= 4

= 1

Seite 18 Nr. 11 | November 2026UNTERHALTUNG



Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. November einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse und Mitgliedsnummer anzugeben!
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN RÄTSELS

Buchtipp

Kreuzworträtsel und Sudokus sind auch über Smartphone, Tablet 
oder Computer lösbar. Der Zugang erfolgt online über das E-Paper. 

Zwischen Schwerkraft 
und Schwerelosigkeit

Michaela „Michi“ Benthaus hat einen Traum: Sie will ins All. 
Doch die Raumfahrtingenieurin ist seit einem schweren Unfall 
querschnittsgelähmt. Und die meisten der Menschen, die bisher 
auf Weltraummissionen geschickt 
wurden, waren männlich und ohne 
Behinderung. Wie es ihr dennoch 
gelungen ist, dieses Abenteuer zu 
wagen, davon handelt ihr Buch.

Michis Geschichte, ihr Mut und 
ihre Energie sind beispiellos und 
inspirierend zugleich. Sie zeigt, 
warum es sich lohnt, auch an ver-
meintlich hoch gesteckten Zielen 
festzuhalten.

Michaela Benthaus: Zwischen 
Schwerkraft und Schwerelosigkeit. 
Goldmann, 240 Seiten, ISBN: 978-3-
442-14333-7, 20 Euro.

Um das vorgestellte Buch zu gewinnen, schreiben Sie entweder 
per E-Mail (Betreff „Schwerelos“) an: verlosung@sovd.de oder per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. November. 
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SoVD – Soziales im Blick er-
scheint jeweils zum Monats-
anfang (11 Ausgaben / Jahr). 
Herausgeber ist der Sozial-
verband Deutschland e. V., 
Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Vorstand: Michaela 
Engelmeier, Sandra Fehl-
berg. Der SoVD ist eingetra-
gen beim Amtsgericht Ber-
lin-Charlottenburg mit der 
Vereinsregisternummer VR 
20029 B. 

Redaktion: Veronica Sina (Re-
daktionsleitung, verantw. / veo), 
Joachim Schöne (Stellv. / jos), 
Eva Lebenheim (ele), Sebastian 
Triesch (str), Brigitte Grahl (bg), 
Denny Brückner (Druckvorstu-
fe), Nancy Gühne (Redaktions-
assistenz). E-Mail: redaktion@ 
sovd.de.

Werbung: Veröffentlichte An-
zeigen oder enthaltene Wer-
bebeilagen stellen keine Emp-
fehlung des SoVD für Produkte 
oder Dienstleistungen dar. 

Gewinnspiele: Der Bezug von 
„Soziales im Blick“ ist an eine 
Mitgliedschaft im SoVD ge-
bunden. Zur Teilnahme an Ver-
losungen oder Gewinnspielen 
sind ausschließlich SoVD-Mit-
glieder berechtigt; Mitarbei-
tende der Bundesgeschäftstel-
le sind davon ausgeschlossen. 
Anspruch auf einen Gewinn 
besteht nicht.

Anzeigenverwaltung: Agen-
tur Neun GmbH, Pforzheimer 
Straße 132, 76275 Ettlingen, 

Telefon: 07243 / 53 90 123 
oder 0176 / 47 12 98 86 (mobil), 
E-Mail: sovd@agenturneun.de. 

Druck und Verlag: Zeitungs-
druck Dierichs GmbH & Co. KG, 
Wilhelmine-Reichard-Straße 1, 
34123 Kassel.

Auflage: Die verbreitete Auf-
lage wurde von der Informati-
onsgemeinschaft zur 
Feststellung der Ver-
breitung von Werbe-
trägern e. V. (IVW) ge-

prüft. Sie betrug im 3. Quartal 
2026 insgesamt 348.171 
Exemplare. Zudem erhiel-
ten die vorliegende Ausgabe 
nach Verlagsangabe 104.286 
Personen als E-Paper. 

Datenschutz: Der SoVD 
verarbeitet personenbezoge-
ne Daten auf der Grundlage 
gesetzlicher Regelungen 
oder erteilter Einwilligungen. 
Informationen zum Daten-
schutz finden Sie unter www. 
sovd.de/kontakt/datenschutz.

Impressum

Am einfachsten geht die Anmeldung zum E-Paper-
Bezug über das Smartphone. Öffnen Sie die Kamera 
Ihres Gerätes und richten Sie sie auf den QR-Code. 
Es erscheint ein Link, den Sie durch Antippen öffnen 
können. Die Anmeldung funktioniert alternativ auch 
direkt über die Website: www.sovd.de/e-paper. 

›	� ist schneller bei Ihnen 
als im Postversand,

›	 �kann am PC, Tablet und 
Smartphone gelesen werden

›	 �enthält alle 
Landesbeilagen,

›	 und schont die Umwelt.

Über

100.000
Mitglieder lesen 
bereits digital

Wechseln Sie von der  
Printausgabe zum E-Paper!
Die digitale SoVD-Zeitung …

Foto: rh2010 / Adobe Stock

Ein besonderer Moment beim 
SoVD-Inklusionslauf war die 
Ehrung der diesjährigen SoVD-
Superheld*innen. Mit der Aus-
zeichnung würdigt der Verband 
seit drei Jahren Menschen, die 
sich häufig im Hintergrund eh-
renamtlich engagieren. „Wir ha-
ben immer viele Ehrungen für 
Funktionäre, die natürlich auch 
viel tun. Aber wir hatten eben 
nichts für die Leute, die da im 
Hintergrund arbeiten“, erklär-
te SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier.

Zu den Geehrten gehörte In-
grid Beyer aus Hannover, die 
sich seit 2003 im SoVD enga-
giert. Besonders beim Kampf um 
den Erhalt des Aegidius-Hauses 
zeigte sie großen Einsatz. „Du 
hast nicht weggesehen. Du hast 
Protestaktionen organisiert, po-
litische Gespräche geführt und 

damit öffentliche Aufmerk-
samkeit geschaffen“, würdigte 
Vorständin Sandra Fehlberg ihr 
Engagement.

Erstmals ging eine Auszeich-
nung an ein Ehepaar: Günther 
und Regina Ruckdäschel aus 
Michelau in Bayern. Seit 2011 
setzen sie sich gemeinsam für 
die Menschen in ihrem Orts-
verband ein. Engelmeier brach-
te die Bedeutung ihrer Arbeit 
auf den Punkt: „Menschen das 
Gefühl geben, dass sie nicht al-
leine sind.“

Für 16 Jahre Arbeit an der 
Spitze des Ortsverbandes 
Witzwort wurde Siegrid Voß 
ausgezeichnet. Die SoVD-Bun-
desfrauensprecherin Jutta Kö-
nig hob besonders ihre Hilfs-
bereitschaft hervor: „16 Jahre 
lang bist du die Konstante, die 
sich für alles einsetzt, die auch 

Menschen mitnimmt, die nicht 
so gut zu Fuß sind.“

Eine besondere Ehrung er-
hielt Annette Albrecht-Kessel-
hut aus Nienhagen. Sie war be-
reits im vergangenen Jahr für 
die Auszeichnung nominiert 
und bekam nun den „Sonder-
preis für herausragende Pro-
jekte“. Neben ihrer Arbeit im 
Ortsverband engagiert sie sich 
unter anderem für die Herzkis-
senaktion, bei der Kissen für 
Brustkrebspatientinnen genäht 
werden. „Deine Superkraft ist 
Verlässlichkeit. Du übernimmst 
Verantwortung, behältst andere 
im Blick und machst aus vielen 
kleinen Taten gelebte Solida-
rität“, lobte Bruno Hartwig aus 
dem SoVD-Verbandsrat.

Alle Ausgezeichneten erhiel-
ten neben einer Urkunde auch 
eine finanzielle Unterstützung 

für ihre ehrenamtliche Arbeit. 
Unter großem Applaus kamen 
die Superheld*innen zum Ab-
schluss für ein gemeinsames 
Gruppenfoto auf der Bühne zu-
sammen.

Der SoVD lebt von seinen ehrenamtlich aktiven Mitgliedern. Einige davon zeichnet er jährlich als 
„SoVD-Superheld*innen“ aus und belohnt ihr Engagement mit einer Urkunde und einem Zuschuss für 
die Arbeit vor Ort. In diesem Jahr fand die Preisverleihung auf der Bühne beim Inklusionslauf statt. 

Würdigung für großes Engagement im SoVD
Vier Auszeichnungen für die „SoVD-Superheld*innen des Jahres“ im Rahmen des Inklusionslaufes in Berlin

V. li.: Michaela Engelmeier, Jutta König, Siegrid Voß, Bruno Hart-
wig, Reinhard Meyer, Annette Albrecht-Kesselhut, Sandra Fehlberg,  
Regina und Günther Ruckdäschel sowie Ingrid Beyer bei der Aus-
zeichnung der SoVD-Superheld*innen 2026. 

Foto: Peter Kunze

Die Aktion läuft auch 2027 
weiter. Nominierungen kann 
man per Mail an sovd-super-
helden@sovd.de oder über das 
Formular auf www.sovd.de/so-
vd-superhelden einreichen. � str
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